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Liebe Leserinnen und Leser, 

dass Deutschland ein weltweit füh-
render Waffenexporteur ist, ist keines-
wegs neu und wurde von uns im Frie-
densjournal bereits mehrfach themati-
siert.  Neu  ist  allerdings,  mit  welcher 
Aggressivität und Unverfrorenheit die-
ses in der jüngsten Zeit betrieben wird. 
So  wird  die  öffentliche  Debatte  über 
Panzerlieferungen  an  Saudi-Arabien 
zum  Geheimnisverrat  stilisiert,  womit 
juristische Drohungen verbunden sind. 
Angela Merkel bereist Afrika, offenbar 
weniger  zur  Lösung  drängender  Ent-
wicklungsfragen,  sondern  als  Top-
Rüstungsverkäuferin.  Die  neue  Kam-
pagne gegen den Waffenexport  „Akti-
on Aufschrei:  Stoppt  den Waffenhan-
del!“ kommt deshalb zur rechten Zeit. 
Jürgen  Grässlin  als  Sprecher  dieser 
Kampagne stellt diese in seinem Arti-
kelbeitrag vor. 

Als geheim werden nicht nur Rüs-
tungsexporte, sondern auch Rüstungs-
forschungen  eingestuft.  Diese  findet 
mittlerweile an mehr als 40 Hochschu-
len in Deutschland statt.  Eine Konse-
quenz daraus ist auch, dass die Inhal-
te  der  Forschung  einer  strikten  Ge-
heimhaltung unterworfen werden, was 
mit  einem erheblichen Demokratieab-
bau verbunden ist. Während Prozesse 
des  Demokratieabbaus  meistens 
schleichend und manchmal unauffällig 
verlaufen können, was uns aus ande-
ren Bereichen hinlänglich bekannt ist, 
gibt es an einigen Hochschulen gegen 
die Rüstungsforschung scheinbar feste 
Barrieren  durch  sogenannte  Zivilklau-
seln. Darunter werden Selbstverpflich-
tungen  in  Forschung  und  Lehre  ver-
standen, nach denen ethischen Prinzi-
pien  folgend  alle  Forschungsthemen 
und -mittel zu Rüstungszwecken abzu-
lehnen sind. Aktuell laufen deshalb Be-
strebungen,  diese als  Störfaktor  über 
Bord zu werfen. Wie dieses geschieht 
und  welche  Formen  der  Gegenwehr 
sich aktuell dazu entwickeln, beleuch-
tet Dietrich Schulze in seinem Beitrag. 

Als Teil einer zunehmenden Milita-
risierung  nach  innen  und  außen  ist 

auch der Umgang mit Flüchtlingen zu 
sehen. Nach innen geht es hierbei um 
den Kampf für Bleiberechte, nach au-
ßen  hin  muss  die  gnadenlos  brutale 
Abschottung  der  EU-Grenzen  durch 
Frontex gesehen werden. In unserem 
Gastbeitrag stellt Günter Burkhardt die 
Arbeit von 25 Jahren PRO ASYL dar, 
mit  den  wachsenden  Schwierigkeiten 
zur Unterstützung von Flüchtlingen. 

Bei  vielen  der  in  dieser  und  den 
letzten  Ausgaben  angesprochenen 
Fragen interessiert auch, welche Rolle 
die  Friedensbewegung  in  unserem 
Nachbarland Frankreich spielt,  sei  es 
zum  Thema Afghanistan  oder  aktuell 
zu  Libyen.  Nicht  zu  vergessen  das 
Thema  Atomwaffen(abrüstung)  und 
Atomkraftwerke  (nach  Fukushima). 
Von  Nils  Andersson,  Mitglied  des 
IDRP (Institut de Documentation et de 
Recherche  sur  la  Paix)  erhielten  wir 
dazu  einige  aufschlussreiche  Antwor-
ten.

Auf  der  Seite  des Friedensnetzes 
findet sich ein Aufruf zum 66. Jahres-
tag der Atombombenabwürfe über Hi-
roshima  und  Nagasaki,  ein  Text  der 
auch über Baden-Württemberg hinaus 
bei den traditionellen Mahnwachen am 
6. August allen Friedensinitiativen na-
hegelegt werden kann. 

In  der  letzten  Ausgabe haben wir 
dargestellt,  dass die Menschenrechts-
thematik nicht der Grund für den Liby-
en-Krieg ist. In dieser Ausgabe haben 
wir auf der letzten Seite eine Analyse 
des  Bundesausschusses  Friedensrat-
schlag,  welche  wahren Gründe hinter 
dieser Aggression stehen. 

Wir  hoffen  deshalb  auch  diesmal 
wieder auf eine spannende Lektüre.

Karl-Heinz Peil

Unterschriften für den Aufruf:

Den Krieg in Afghanistan 
beenden – zivil helfen

bitte an die Redaktionsanschrift 
des Friedensjournals  einsenden.
Unterschriftenlisten zum 
Ausdruck sind abrufbar unter 
www.ag-friedensforschung.de
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   Die Bundeswehr auf dem Weg zur Interventionsarmee
von Lühr Henken, Bundesausschuss Friedensratschlag, Berlin

Es  geht  den  Militärpolitikern,  den 
ihnen  verbundenen  Journalisten,  der 
Rüstungsindustrie  und  der  Militärfüh-
rung  um  den  Kampf  um  die  Herzen 
und Hirne – nicht nur in Afghanistan - 
sondern vor allem der Menschen hier-
zulande. Aus dem „freundlichen Desin-
teresse“  (Köhler)  an  der  Bundeswehr 
und ihren Soldaten soll  ein „wohlwol-
lendes  Interesse“  (Helmut  Michels, 
Rheinische Post) werden. Das um so 
mehr  als  der  Bundeswehr  nun  nicht 
mehr per Gesetz die Soldaten zwangs-
weise  zugeführt  werden,  sondern  die 
Werbung  in  Konkurrenz  zu  anderen 
Berufen erfolgen muss. Und da hat es 
die Bundeswehr nicht leicht angesichts 
von kriegstoten deutschen Soldaten in 
Afghanistan und dem Bekunden Tho-
mas  de  Maizières,  den  Einsatz  der 
Bundeswehr auf Pakistan, Jemen, So-
malia,  Sudan  und  Libyen  nicht  aus-
schließen zu wollen.  Der Soldatenbe-
ruf  ist  nicht  wie  jeder  andere:  „Töten 
und Sterben gehören dazu“, so bekun-
det  de  Maizière  in  aller  Offenheit. 
Dementsprechend schlecht ist das An-
sehen der Bundeswehr bei jungen Er-
wachsenen.  Demgegenüber  steht 
aber,  dass  Jungen  zwischen  13  und 
19  Jahren  die  Bundeswehr  bei  einer 
Umfrage  auf  Platz  eins  in  einem Ar-
beitgeber-Ranking  aufgeführt  wurde. 
Die  Bundeswehrwerber  werden  alles 
daran setzen, die hohe Akzeptanz un-
ter  Jugendlichen  in  zählbare  Kriegs-
freiwillige  umzumünzen.  De Maizière: 
„Die  Mitarbeiter  müssen  raus  in  die 
Schulen, raus in die Sportvereine, raus 
in  die  Freiwilligen  Feuerwehren,  raus 
zum  Technischen  Hilfswerk  und  dort 
werben.“ Ein Blick in die Berufsarmeen 
anderen Staaten zeigt, dass keine die 
gewünschte  Stärke  erreicht.  So  wen-
den  in  den  USA  die  Streitkräfte  im 
Durchschnitt 30 000 Dollar auf, bevor 
ein  Bewerber  überhaupt  seine  Unter-
schrift unter einen Vertrag setzt. 

"Reform": Mehr Köpfe
für Auslandseinsätze
Warum hat der vorhergehende Mi-

nister zu Guttenberg diese Reform in 
Angriff  genommen?.  Vordergründig, 
um damit den Sparbeitrag des Einzel-

plans  14  (Verteidigungshaushalt)  zur 
Schuldenbremse zu ermöglichen. Zen-
tral  jedoch  ist  die  Aufgabe,  die  Bun-
deswehr  noch  stärker  auf  Einsätze 
vorzubereiten.  

Dieser Ansicht ist auch Generalin-
spekteur Volker Wieker, der in seinem 
„Bericht zum Prüfauftrag  aus der Ka-
binettsklausur vom 7. Juni 2010“ fest-
hält:  „Für  die  Planung und Durchfüh-
rung  von  Einsätzen  zählt  unter  den 
Verbündeten nicht die Anzahl an Sol-
datinnen und Soldaten in  den Kaser-
nen, sondern allein die Zahl der für un-
terschiedliche Operationen tatsächlich 
nutzbaren  Kräfte.“  Deshalb  wird  die 
Struktur  so  angepasst,  dass  nicht 
mehr nur 7.000 Soldaten gleichzeitig, 
sondern  künftig  10.000  SoldatInnen 
„flexibel  und durchhaltefähig“ im Aus-
landseinsatz sein können. Durchhalte-
fähig  heißt  über  Jahre.  Dieses  Plus 
von  3.000  bedeutet  immerhin  eine 
Steigerungsrate  von  43  Prozent. 
Selbst de Maizière qualifizierte sie als 
„viel  mehr  als  bisher“.  Dies  bindet 
künftig bis zu 60.000 Soldatinnen (Sol-
datInnen  dürfen  im  Zeitraum  von  24 
Monaten nur höchstens vier Monate im 
Ausland  eingesetzt  werden),  die  für 
Auslandseinsätze vorgehalten werden. 

Verbindliche Grundlage der Reform 
bilden  neue  Verteidigungspolitischen 
Richtlinien (VPR), die Verteidigungsmi-
nister de Maizière am 27. Mai 2011 in 
Kraft gesetzt hat. Die dritten VPR nach 
dem  Ende  der  Blockkonfrontation 
knüpfen nahtlos an die ihrer Vorgänger 
(Rühe,  CDU, 1992 und Struck,  SPD, 
2003)  an.  Alle  sind  sie  Meilensteine 
auf  dem  Weg der  Militarisierung  der 
deutschen Außenpolitik  (De Maizière: 
„Der Einsatz von Streitkräften im Aus-
land  (ist)  immer  auch Instrument  der 
Außenpolitik.“ FAZ 27.5.11).  Dennoch 
gibt es Unterschiede.

De Maizière rückt die „Landesver-
teidigung  als  Bündnisverteidigung  im 
Rahmen der Nordatlantischen Allianz“ 
an die erste Stelle der „Aufgaben der 
Bundeswehr“.  Das weicht  ab vom re-
gierungsamtlichen  Weißbuch  von 
2006. Dort wurden noch „internationale 
Konfliktverhütung  und  Krisenbewälti-
gung – einschließlich des Kampfs ge-

gen  den  internationalen  Terrorismus“ 
an erster Stelle genannt, nun steht es 
an zweiter Stelle. 

Thomas de Maizière gibt in seinen 
VPR an, was u.a. „zu den deutschen 
Sicherheitsinteressen“  gehöre:  „einen 
freien  und  ungehinderten  Welthandel 
sowie den Zugang zur Hohen See und 
zu natürlichen Ressourcen zu ermögli-
chen.“  De  Maizière  nimmt  damit  die 
Forderung  nach  freiem  Zugang  zu 
Rohstoffen  seines  CDU-Vorgängers 
Rühe (VPR 1992) wieder auf, die sein 
SPD-Kollege  Struck  in  dessen  VPR 
2003  wieder  fallen  lassen  hatte.  De 
Maizière  setzt  damit  den  Beschluss 
der   CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
vom  Mai  2008  um.  In  ihrer  „Sicher-
heitsstrategie  für  Deutschland“  heißt 
es:  „Die  Herstellung  von  Energiesi-
cherheit und Rohstoffversorgung kann 
auch  den  Einsatz  militärischer  Mittel 
notwendig  machen,  zum  Beispiel  zur 
Sicherung von anfälligen Seehandels-
wegen oder von Infrastruktur wie Hä-
fen,  Pipelines,  Förderanlagen  etc..“ 
Dass  Wirtschaftskriege  grundgesetz-
widrig  sind,  ignorieren  die  Herrschaf-
ten.

Marinebewaffnung für 
Kanonenbootdiplomatie
Den freien Zugang zur Hohen See 

als  Sicherheitsinteresse  zu  formulie-
ren, knüpft an die Aussagen im Weiß-
buch 2006 an. Laut de Maizière  wird 
„die  Bedeutung  der  Marine  eher  zu- 
denn  abnehmen.“   Deshalb  soll  die 
Marine beim Abbau der Soldatenzahl 
von 220.000 auf minimal 175.000 auch 
die geringsten Einbußen verzeichnen. 

Zu den Hauptaufgaben der Marine 
zählen bisher Seeraum- und Embargo-
überwachung,  Schutz  von  Seeverbin-
dungen (inkl. Piratenjagd), und künftig 
die Unterstützung von Landkriegsope-
rationen durch den Beschuss von See. 
Dabei hat sich der massive internatio-
nale Einsatz der Marine gegen  Piraten 
am  Horn  von  Afrika  als  Schlag  ins 
Wasser  erwiesen.  Fachleute  befürch-
ten, dass 2011 sogar  zum schlimms-
ten Jahr der Piratenüberfälle dort über-
haupt wird. Dabei hat sich der Einsatz 
bewaffneter  Bordhubschrauber  sogar 
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als  wirksam  erwiesen,  allerdings  nur 
dann, wenn das bedrohte Schiff recht-
zeitig  erreicht  wurde.  Um  den  Indi-
schen  Ozean  einigermaßen  abzude-
cken, meinen Experten, müsste die Ar-
mada  der  Kriegsschiffe  mit  Bordhub-
schraubern  auf  150  verfünffacht  wer-
den.  Da  diese  Kapazitäten  weltweit 
nicht  zur  Verfügung  stehen,  erweist 
sich die Strategie als gescheitert. Des-
sen ungeachtet setzt die deutsche Ma-
rinerüstungsstrategie  mit  neuen  Fre-
gatten  und  Korvetten  darauf,  bis  zu 
zwei  Jahre  ununterbrochen  auf  See 
bleiben zu können. Mit ihnen soll Pira-
teriebekämpfung betrieben, aber auch 
fremdes  Land  beschossen  werden 
können. Es droht die Wiederauferste-
hung der Kanonenbootpolitik.

"Schuldenbremse" wird 
ausgetrickst
Die  Bundeswehrreform  wurde  an-

gestoßen durch die Anforderung auch 
an  das  Verteidigungsministerium, 
einen  Beitrag  zur  „Schuldenbremse“ 
zu  leisten.  Auf  insgesamt  8,3  Mrd. 
Euro sollte sich der Einspareffekt von 
2011 bis 2015 summieren.  Wie hoch 
der unter de Maizière zu erbringende 
Einspareffekt  tatsächlich  sein  wird, 
wird erst mit der Haushaltsdebatte An-
fang Juli  klar  werden.  Bis dahin lässt 
sich  nur  spekulieren.  Geld  gespart 

werden  könnte  bei  der  Beschaffung 
neuer Waffen. Dazu hatte zu Gutten-
bergs Staatssekretär Otremba im Juni 
2010  eine  „Streichliste“  als  „Hand-
lungsempfehlung“ vorgelegt. Demnach 
würde sich bei einem Verzicht auf 37 
Eurofighter (Tranche 3b), bei Beschaf-
fung  von  nur  80  satt  134  Transpor-
thubschraubern NH-90, von 40 statt 80 
Kampfhubschraubern  Tiger,  von  280 
statt  410 Schützenpanzern  Puma so-
wie  von  drei  statt  vier  Fregatten  125 
und von weniger A 400 M ein Einspar-
effekt von knapp 3,4 Mrd. Euro für den 
Zeitraum 2011 bis 2015 ergeben. Ver-
blüffend daran ist, dass das Ministeri-
um  offensichtlich  auf  Waffensysteme 
verzichten könnte, ohne dass es eine 
Beeinträchtigung  der  Sicherheit  be-
fürchtet.  De  Maizière  denkt  jedoch 
nicht daran, diesen Vorschlägen zu fol-
gen. Der Beschaffungsansatz von 5,1 
Mrd.  Euro  jährlich  soll  unangetastet 
bleiben. Somit sucht man sein Heil in 
Buchungstricks.  Die  Kosten  der  Um-
strukturierung (Pensionskosten für Be-
rufs-  und  Zeitsoldaten  und  Zivilbe-
schäftigte)  sollen  aus  anderen  Haus-
halten bezahlt werden.

Politische Forderung: 
Nichtangriffsfähigkeit
Statt die Bundeswehr immer mehr 

auf die Fähigkeit Krieg führen zu kön-

nen umzurüsten, und dafür in der Be-
völkerung  um  Akzeptanz  zu  werben, 
was  die  Militarisierung  der  Gesell-
schaft erhöht, ist es aus friedenspoliti-
scher  Sicht  erforderlich,  die  Bundes-
wehr  grundlegend  abzurüsten.  Das 
geht weit über die in der „Streichliste“ 
aufgeführten  Waffensysteme  hinaus. 
Als erste Schritte kommen jene Kom-
mandobereiche  der  Bundeswehr  in 
Betracht, die für die Kriegsführung sys-
temrelevant  sind.  Die  Bundeswehr 
muss in eine nicht-angriffsfähige Struk-
tur  überführt  werden.  Großdrohnen 
werden  ebenso  wenig  benötigt  wie 
neue Schützenpanzer und das System 
„Infanterist der Zukunft“. Die Korvetten 
können ebenso stillgelegt werden wie 
neue  U-Boote.  Neue  Korvetten  sind 
ebenso  überflüssig  wie  neue  Fregat-
ten. Auf die „nukleare Teilhabe“ muss 
verzichtet  werden.  Die Marschflugkör-
per  Taurus  gehören  zunächst  einge-
mottet, dann zerstört.  Um den Abbau 
von  Arbeitsplätzen  in  der  Rüstungs-
branche sozialverträglich zu gestalten 
und  Arbeitsplätze  in  der  zivilen  Pro-
duktion zu schaffen, ist ein umfassen-
den  Konversionsprogramm  aufzule-
gen.  Als  erste Maßnahme jedoch gilt 
es,  den Bundeswehreinsatz  in Afgha-
nistan  zu  beenden.  Er  kostet  jährlich 
1,07 Mrd. Euro.

Bundeswehr und Schulen

In  den  letzten  Jahren  steigen  die  Kosten  für  die 
Nachwuchswerbung  massiv.  Der  Posten  „Nachwuchs-
werbung“  in  den  Haushaltsplänen  des  Bundes  erfasst 
jedoch längst nicht alle Mittel, die für die Anwerbung von 
Jugendlichen  ausgegeben  werden.  Die  Gehälter  für 
Jugendoffiziere,  ihre  Reisekosten  etc.  sind  in  diesem 
Posten beispielsweise nicht enthalten. 

Veranstaltungen in Schulen 2009:
mit Jugendoffizieren:           4415
mit Wehrdienstberatern:    12648

Verteilung nach Schultyp in 2009 bei Wehrdienstberatern
Haupt- und Realschule          47%
Gymnasium                           23%
Berufsbildende Schule          31%

Quelle: IMI-Fact-Sheet: Bundeswehr und Schulen 
(Juni 2010)
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Bundeswehr-Kooperation an Schulen auch mit Rot-Grün
Interview mit Gunthild Böth, Schulpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE im Landtag NRW

FJ:. Gibt es unter der rot-grünen 
Landesregierung in NRW bezüglich 
der Bundeswehr-Kooperation einen 
Richtungswechsel?

FJ:. Gibt es unter der rot-grünen 
Landesregierung in NRW bezüglich 
der Bundeswehr-Kooperation einen 
Richtungswechsel?

Einen  echten  Richtungswechsel 
können  wir  da  nicht  erkennen.  Die 
Fraktion DIE LINKE im Landtag hatte 
im Winter einen Antrag zur Kündigung 
des  Kooperationsabkommens  zwi-
schen  Schulministerium und  Bundes-
wehr  gestellt.  SPD und Grüne wollen 
dieses  Abkommen  aber  beibehalten. 
Sie wollen lediglich Friedensorganisa-
tionen der Bundeswehr „gleichstellen“: 
Sie  sollen  ebenfalls  in  den  Schulen 
ihre Positionen darstellen dürfen. Dazu 

haben  die  Regierungsfraktionen 
30.000  Euro  in  den  Landeshaushalt 
eingestellt,  um  die  Fahrtkosten  für 
Friedensorganisationen von den Schu-
len  bezahlen  zu  lassen.  Das  ist  nun 
wirklich ein schlechter Witz wenn man 
weiß, dass die Friedensorganisationen 
mit der Bundeswehr in personeller und 
sächlicher Hinsicht niemals auf Augen-
höhe konkurrieren können.

Praktisch heißt das, dass die Bun-
deswehr weiterhin in großem Maßstab 
in  den  Schulen  Propaganda  betreibt 
und  Friedensorganisationen  immerhin 
mal  ein  Bahnticket  bekommen,  wenn 
sie jemanden abstellen können, der in 
einer  der  über  3000  weiterführenden 
Schulen in NRW gegen die Werbeoffi-
ziere antritt.

FJ:. Wie stellen sich die Schulen 
und die Lehrer selbst zu den Bestre-
bungen, an den Schulen Fuß zu fas-
sen?

Diese Frage lässt sich für die mehr 
als 3000 Schulen der Sekundarstufe I 
+ II in NRW natürlich nicht durchgän-
gig  beantworten.  Die  Bundeswehr  ist 
in  den  Schulen,  deren  Schülerinnen 
und Schüler eine berufliche Perspekti-
ve haben, kaum interessant, da es kei-
ne Debatte mehr über Wehrdienst o.ä. 
gibt.  Diskussionen im  politischen Un-
terricht  über  Kriegseinsätze  in Afgha-

nistan z.B. werden manchmal mit Ju-
gendoffizieren  geführt,  aber  eher  kri-
tisch. Ein Problem ist die Angst vor Ju-
gendarbeitslosigkeit  in  bestimmten 
Schulformen und Wohngebieten;  dort 
ist die Bundeswehr durchaus ein inter-
essanter Arbeitgeber – und das treibt 
mich um!

FJ:. Bevorzugter Werbeplatz der 
Bundeswehr sind Landesfeste, wie in 
NRW der jährlich stattfindende NRW-
Tag. Welche Rolle spielte dabei Ihre 
Landtagsfraktion in Bezug auf Gegen-
aktionen?

Wir  haben  als  Fraktion  auf  dem 
NRW-Tag 2010 in Siegen eine Aktion 
gegen den Werbeauftritt  der  Bundes-
wehr dort gemacht. Wir haben mit Pla-
katen,  Flugblättern  und  T-Shirts  mit 
dem Slogan „Kein  Werben fürs  Ster-
ben“  vor  dem  Stand  der  Militärs  die 
Besucher aufgeklärt.  Die Bundeswehr 
ist  schließlich  kein  Sportverein,  der 
hier  einfach  mal  so  Jugendliche  an-
werben  kann.  Das  haben  auch  viele 
Besucher so gesehen.

FJ:. Was folgt daraus für die 
nächste Veranstaltung dieser Art?

Am  2.  und  3.  Oktober  ist  wieder 
NRW-Tag,  diesmal  in  Bonn.  Da  darf 
sich die Bundeswehr auch wieder auf 
uns  freuen.

Offenbach: Lehrerkollegium gegen Zusammenarbeit mit Bundeswehr 

Auf Initiative von in der GEW organisierten Kollegin-
nen und Kollegen haben sich die höchsten beschlussfas-
senden Gremien der Käthe-Kollwitz-Schule in Offenbach 
mit dem Thema „Bundeswehr an den Schulen“ beschäf-
tigt. 

Anlass dafür war die Kooperationsvereinbarung zwi-
schen dem Hessischen Kultusministerium und der Bun-
deswehr, die am 4. November 2010 in Wiesbaden unter-
zeichnet wurde. Sie sieht den Einsatz von Jugendoffizie-
ren der Bundeswehr an den Schulen, in der Lehrerausbil-
dung sowie in der Fort- und Weiterbildung der Lehrkräfte 
vor.

Nach Befassung mit dem Thema beschließt die Ge-
samtkonferenz der Lehrerinnen und Lehrer am 23. März 
2011: 

Die  Gesamtkonferenz  lehnt  die  Kooperationsverein-
barung zwischen dem Hessischen Kultusministerium und 
der Bundeswehr ab und will keine Jugendoffiziere an der 
Kathe-Kollwitz-Schule haben. (1 Gegenstimme, 9 Enthal-
tungen)

Und  sie  beschließt,  dass  die  Kathe-Kollwitz-Schule 
sich  als  Schule  mit  friedenspolitisch-padagogischem 
Schwerpunkt versteht.

Die  Schulkonferenz  ubernimmt  den  Beschluss  und 
fugt eine Begrundung hinzu: […]  Wir wollen nicht, dass 
unsere Schulerinnen und Schuler fur einen Krieg gegen 
andere  Volker  rekrutiert  werden.  Und  wir  wollen  auch 
nicht, dass sich die Bundeswehr als friedensschaffende 
Kraft anpreisen kann.  […] (einstimmig)

Quelle: www.linksnavigator.de, 5. Mai 2011
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   Hochschulen: Kriegsforschung oder Zivilklausel?
Von Dietrich Schulze, Karlsruhe
Beiratsmitglied der NaturwissenschaftlerInnen-Initiative für Frieden und Zukunftsfähigkeit
Zivilklausel als Störfaktor 
für Kriegsforschung
Kriegsforschung  wird  mittlerweile 

an  zahlreichen  deutschen  Hochschu-
len  betrieben.  Dem  entgegen  stehen 
teilweise  Zivilklauseln  der  Hochschu-
len, die derartiges eigentlich ausschlie-
ßen sollten. Bereits seit geraumer Zeit 
gibt es deshalb zwei Abwehrlinien ge-
gen  diese  Zivilklauseln.  Die  (erste) 
passive Linie läuft auf Ablehnung bzw. 
auf unverbindliche Ethik-Leitlinien hin-
aus,  die  (zweite)  aktive  Linie  auf 
Durchsetzung  einer  zivilmilitärischen 
Kooperationsklausel.  Die  letztere  hat 
erst  in  jüngster  Zeit  ihr  Gesicht  offen 
gezeigt, was nachfolgend an den bei-
den  Fallbeispielen  der  Universitäten 
Bremen und Tübingen aufgezeigt wird.

Die aktive Linie hat ihre politischen 
Wurzeln in der NATO-Strategie CIMIC 
(Cicil military cooperation - zivilmilitäri-
sche Kooperation). Nicht nur die Bun-
desregierung forciert die Militarisierung 
durch Vermengung von zivilen und mi-
litärischen Zwecken in entscheidenden 
Bereichen der  Innen-  und Außenpoli-
tik, sondern auch Teile der Opposition 
billigen das in Anlehnung an die Vor-
leistungen  der  Vorgänger-Regierung 
bzw. nehmen das hin. Der verlängerte 
Bundeswehreinsatz in Afghanistan, die 
Umstrukturierung der Bundeswehr zur 
„friedenschaffenden“  Interventionsar-
mee der „Freiwilligen“ und die Koope-

rationsvereinbarungen  Schule-Bun-
deswehr  seien  nur  beispielhaft  ange-
führt.

Als  Hintergrund  muss  neben  der 
CIMIC-Strategie  die  Ökonomisierung 
der Hochschulen, die bewusst gesteu-
erte chronische Unterfinanzierung ge-
koppelt  mit  Drittmitteleinnahmen  als 
Exzellenzmerkmal  und  die  Eliteförde-
rung gesehen werden. 

Fall 1: Uni Bremen 
und OHB Systems
Seit Monaten gibt es an der Univer-

sität  Bremen  einen  Streit  darüber, 
dass die  vom Bremer Satellitenbauer 
und  Weltraum-Rüstungskonzern  OHB 
Systems gestiftete Hochschulprofessur 
der  Zivilklausel  der  Universität  von 

1986 widerspricht.  Der AStA der Uni-
versität hatte mehrfach an diese gera-
de 25 Jahre alt gewordene Selbstver-
pflichtung erinnert und Konsequenzen 
verlangt.

Die Zivilklausel lautet wörtlich: 
„Der Akademische Senat lehnt  

jede Beteiligung an Wissenschaft und 
Forschung mit militärischer Nutzung 
bzw. Zielsetzung ab und fordert die 
Mitglieder der Universität auf, For-
schungsthemen und -mittel abzuleh-
nen, die Rüstungszwecken dienen 
können."

Die Firma OHB liefert Rüstungsgü-
ter für das Satelliten-System SAR-Lu-
pe (radargestützte Aufklärung) und ist 

an  dem  deutsch-amerikanischen  Ge-
heimprojekt  HiROS  (optische  Aufklä-
rung)  beteiligt,  einem  von  Wikileaks 
erst kürzlich enthüllten BND-geführten 
Spionagesatelliten-System.  Die  Fir-
meninhaber  Christa  und  Manfred 
Fuchs waren im August 2009 zu "Eh-
renbürgern und Förderern der Univer-
sität Bremen" ernannt worden.

Anstatt  das  damit  dokumentierte 
Sponsoring bei derart eindeutiger Be-
schlusslage abzulehnen,  wird  es vom 
Uni-Rektorat  in  den  höchsten  Tönen 
gelobt.  Und zur  Kritik  von  Studieren-
den und  Friedensbewegung:  "Inwie-
weit  OHB  in  der  Rüstungsforschung 
tätig  ist,  ist  nicht  bekannt.“  und  es 
gebe bestimmte Grauzonen, in denen 
zivile  und  militärische  Forschung 
"schwer zu trennen sind". 

Im März 2011 hatte sich auch die 
Bürgerschaft  des  Landes  Bremen  in 
einer Entschließung zur strittigen The-
matik geäußert.  Einerseits erklärt die 
Bürgerschaft,  dass  die  Zivilklausel 
„eine  wertvolle  Selbstverpflichtung für 
die Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler“  und Vorbild  für  die  übrigen 
Hochschulen in Bremen und Bremer-
haven sei, gleichzeitig bittet sie jedoch 
den Senat  darum,  die  Zivilklausel  zu 
„generalisieren und an die Entwicklun-
gen der vergangenen 25 Jahre anzu-
passen“.

Die  gezielt  betriebene  zivilmilitäri-
sche  Vermengung  („dual-use“)  hatte 
ihre Wirkung nicht verfehlt. Die Abge-
ordneten  glaubten  wohl  an  einen 
Handlungsbedarf, obwohl es klare Kri-
terien  dafür  gibt,  wie  Grundlagenfor-
schung und militärische Anwendungs-
forschung  voneinander  unterschieden 
werden  können.  Obwohl  sich  „dual 
use“ 1986 nicht anders stellte als heu-
te.  Obwohl  die  Zivilklausel  auch  an-
derswo mit  guten Ergebnissen prakti-
ziert wurde, wie zum Beispiel am For-
schungszentrum Karlsruhe.

Gruppenprotest von 
ProfessorInnen
Den Protesten des AStA und des 

Bremer Friedensforums gegen die OH-
B-Stiftungsprofessur hatte sich im Fe-
bruar eine größere Gruppe von Profes-
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sorInnen  angeschlossen und  in  einer 
Erklärung an die Öffentlichkeit festge-
stellt:  „Eine  derartige  Stiftungsprofes-
sur  setzt  die  Freiheit  von  Forschung 
und Lehre aufs Spiel und widerspricht 
dem Geist der Gründung der Universi-
tät. ….. weil das Bremer Unternehmen 
OHB System AG mit der Rüstungspro-
duktion  seinen  wirtschaftlichen  Auf-
stieg  genommen  hat  und  dem  Ge-
schäft  im  militärischen  Bereich  eine 
zunehmend  große  Bedeutung  bei-
misst.“

"Drittmittel" als 
Erpressungswerkzeug
Dem  OHB-Unternehmer  Manfred 

Fuchs genügt das nicht. Er sieht sich 
zu  einer  eigenen  öffentlichen  Erklä-
rung  veranlasst  und  droht  mit  dem 
Ausstieg:  "Es gibt  nur die eine Wahl. 
Entweder die Uni ändert die Zivilklau-
sel,  oder  wir  lassen  die  Professur 
sein."

Und weiter:  "Ich  verstehe die  An-
satzpunkte  der  Kritik,  und  ich  kann 
auch  die  Debatte  nachvollziehen. 
Wenn es eine solche Charta gibt,  ist 
es nur zu verständlich, dass deren Be-
fürworter auf die Bestimmungen darin 
hinweisen.  Und  wenn  die  Universität 
oder der Akademische Senat zum Ent-
schluss kommt, dass sich unsere Stif-
tungsprofessur damit nicht vereinbaren 
lässt, sollten wir es sein lassen. Dann 
macht es keinen Sinn." Klingt ziemlich 
cool und scheinheilig neutral,  ist aber 
Erpressung.  Die  Rüstungsfirma 
braucht  die  Kooperation und profitiert 
enorm davon ebenso wie von anderen 
staatlichen  Forschungsinstitutionen 
z.B. der DLR. Im Verhältnis zu den er-
zielten  Rüstungsgewinnen  für  OHB 
aus Staatsaufträgen sind die Sponso-
ring-Raten Peanuts (0,165 Mio. € pro 
Jahr, Laufzeit 10 Jahre), nicht aber für 
die Uni.

Geopolitische 
Neudefinitionen
Statt  sich gegen diese erpresseri-

sche Drohung zu wenden, die die Ab-
schaffung  der  Zivilklausel  (und  damit 
einen  verfassungswidrigen  Eingriff  in 
die Freiheit der Wissenschaft und die 
Autonomie  der  Universität)  bedeutet, 
erklärt  der  Rektor  tags  darauf  unge-
rührt, dass er „eine kontinuierliche De-

batte über die gesellschaftliche Bedeu-
tung von Forschung und Lehre sowie 
die  Verantwortung  von  Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftlern“  befür-
worte und er hält „in diesem Rahmen 
eine  Aktualisierung  der  sogenannten 
"Zivilklausel“  für  erforderlich,  da  sich 
die geopolitische Gesamtsituation seit 
den  80er  Jahren  erheblich  verändert 
hat.“ 

In  der  Tat  hat  sich  die  deutsche 
Geopolitik geändert. Seit 1991 befindet 
sich die  Bundeswehr  in  Kriegseinsät-
zen.  Die  seit  1992 fortgeschriebenen 
Verteidigungspolitischen  Richtlinien 
besagen  in  der  Fassung  vom 
18.5.2011: „Deutschland ist bereit, als 
Ausdruck  nationalen  Selbstbehaup-
tungswillens  und staatlicher  Souverä-
nität  zur  Wahrung  seiner  Sicherheit 
das  gesamte  Spektrum  nationaler 
Handlungsinstrumente  einzusetzen. 
Dies beinhaltet auch den Einsatz von 
Streitkräften.“  Zu  den  deutschen  Si-
cherheitsinteressen  gehöre,  „einen 
freien  und  ungehinderten  Welthandel 
sowie  den  freien  Zugang  zur  Hohen 
See und zu natürlichen Ressourcen zu 
ermöglichen.“ verbunden mit den Dro-
hungen  a)  „Zugangsbeschränkungen 
können konfliktauslösend wirken.“ Und 
b) „Einsatz von Streitkräften im gesam-
ten Intensitätsspektrum.“ Das lässt an 
Klarheit nichts zu wünschen übrig. Da-
mit kann man auch besser die Schlüs-
selrolle der eigenen deutschen Satelli-
ten-“Aufklärung“  verstehen,  für  deren 
Produktion OHB tätig ist.

 
HiROS: Zivil 
getarnte Rüstung
Die  Mächtigen  sind  besorgt  über 

die  anhaltende  öffentliche  Kritik  an 
Rüstungsexport und Krieg. Dank Wiki-
leaks / Aftenposten wissen wir Genau-
eres, wie die Sache mit den geheimen 
HiROS-Satelliten  gedeichselt  werden 
soll.  Zitat  aus der US-Depesche vom 
14.5.09:  „Um mögliche negative Aus-
wirkungen der Entwicklung von HiROS 
als  Aufklärungssatellit  zu  minimieren, 
wird  das  Programm von einer  zivilen 
Stelle, vielleicht dem Bundesministeri-
um für Wirtschaft und Technologie, ge-
leitet werden. Aus Gründen der politi-
schen  Optik  werden  die  Satelliten 
selbst  von  einer  ›kommerziellen  Ein-
heit‹ betrieben werden, die speziell zu 

diesem  Zweck  geschaffen  werden 
wird. Die Aufgabenstellung wird jedoch 
vom BND geleitet, kontrolliert und ko-
ordiniert werden.“.

Eine Auskunft über die HiROS-Plä-
ne wird den Bundestagsabgeordneten 
verweigert,  ebenso  wie  erstmals  im 
Oktober  2010  Auskünfte  über  militä-
risch  relevante  Sicherheitsforschung 
an  Hochschulen  unter  Geheimschutz 
gestellt wurden.

Fall 2: Uni Tübingen
Militarist als Honorarprof.
Die an der Uni Tübingen veranker-

te Zivilklausel von 2010 lautet: 
„Lehre, Forschung und Studium an 

der Universität sollen friedlichen Zwe-
cken dienen, das Zusammenleben der 
Völker bereichern und im Bewusstsein 
der Erhaltung der natürlichen Lebens-
grundlagen erfolgen."

Entgegen der Linie der CDU-FDP-
Landesregierung, die eine Zivilklausel 
für verfassungswidrig erklärt hatte, be-
schloss der Senat im Dezember 2009 
auf  Forderung  der  Studierenden  im 
Rahmen  des  Bildungsstreiks  überra-
schend die  obige  Zivilklausel  als  Zu-
satz zur Präambel der Grundordnung. 
Noch überraschender: Eben jene Lan-
desregierung stimmte dieser Zivilklau-
sel im September 2010 zu. Das wurde 
bedauerlicherweise erst Anfang Febru-
ar bekannt. Dieselbe Landesregierung, 
die ihre Ablehnung einer ähnlichen Zi-
vilklausel für die Grundsatzung der Uni 
Karlsruhe (jetzt KIT Campus Süd) nie 
aufgegeben hat, kommentierte den Wi-
derspruch so, dass eine Präambel kei-
ne Verbindlichkeit besitze. Da konnten 
noch  Zweifel  darüber  bestehen,  wel-
che  Haltung  Senat  und  Uni-Leitung 
einnehmen.

Diese Zweifel sind Anfang Mai aus-
geräumt worden als öffentlich die An-
trittsvorlesung von Wolfgang Ischinger 
als Honorarprofessor der Uni Tübingen 
bekannt  wurde.  Dessen  Bestellung 
war  klammheimlich  schon  viel  früher 
über die Bühne gegangen. Die Uni hält 
offensichtlich die Bestellung des Chefs 
der  berüchtigten  NATO-Sicherheits-
konferenz  für  vereinbar  mit  dem  be-
schlossenen friedlichen Zweck und der 
Absicht, zur Bereicherung des Zusam-
menlebens der Völker beizutragen. Er-
schwerend kommt hinzu, dass es un-
ter Verweis auf die Zivilklausel im April 
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2010 zu starkem Protest gegen einen 
Ischinger-Auftritt  in  der  Uni  Tübingen 
gekommen ist. Die Uni hat sich dem-
nach ganz bewusst auf die Seite eines 
international bekannten Militaristen ge-
schlagen und damit die Zivilklausel zi-
vilmilitärisch interpretiert.  War das die 
Absicht  gewisser  Strategen  von  An-
fang an?

Mobilisierung an den 
Unis für den Herbst
Wenn  eine  geopolitische  Neufas-

sung der Zivilklausel - wie an der Uni 
Bremen -  angestrebt  wird,  dann geht 
es um mehr als nur um die Abschaf-
fung der Friedensbindung. Dann geht 
es zusätzlich darum, die Teilnahme an 
militärisch  relevanter  Forschung  als 
Selbstverpflichtung aller Uni-Mitglieder 
festzulegen, also um eine Orwell'sche 
Sprachregelung „Krieg ist Frieden“. So 
wie  es  bereits  "friedensschaffende“ 
Kriegseinsätze  der  Bundeswehr  gibt, 
würde es dann künftig wohl "friedens-
schaffende“ Kriegsforschung geben.

Es  sei  denn,  der  Widerstand  vor 
Ort unterstützt durch bundesweite Soli-

darität wird so konkret, dass die Unis 
ihre  Positionen  ändern  und  die  Zivil-
klausel konsequent umsetzen müssen.

Angesichts des friedensgefährden-
den Einsatzes der Bundeswehr an im-
mer  mehr  Kriegsschauplätzen,  der 
wachsenden Zahl an Opfern insbeson-
dere  unter  der  Zivilbevölkerung  und 
der offenkundigen Tatsache, dass da-
mit  das  Gegenteil  der  vorgeblichen 
Ziele  erreicht  wird,  ist  auch  an  den 
Hochschulen  eine  (Rück)Besinnung 
auf den Friedensauftrag der deutschen 
Geschichte und an die Verantwortung 
der  Wissenschaft  entstanden.  Vom 
27.-29. Mai hat es an der TH Braun-
schweig  nach zwei  Jahrzehnten  Still-
stand  eine  erste  Konferenz  gegen 
Kriegsforschung  an  Hochschulen  ge-
geben.

An der Uni Bremen konnte der vom 
AStA zu der öffentlichen Senatssitzung 
mobilisierte Protest erreichen, dass die 
Entschließung  zur  zivilmilitärischen 
Neufassung der Zivilklausel auf Herbst 
vertagt werden musste. Der AStA bittet 
um Unterzeichnung einer Online-Petiti-

on  zur  Beibehaltung  der  Zivilklausel 
von  1986  und  deren  konsequenter 
Umsetzung. 

Im Herbst sind an beiden Unis öf-
fentliche Vortragsreihen Pro und Con-
tra Militärisches geplant.  Derweil  geht 
das  zivilmilitärische  Geschäft  an  bei-
den Unis munter weiter. Es sei denn, 
Herr Fuchs wird gezwungen,  sein er-
presserisches Stiftungsangebot wegen 
Verfassungswidrigkeit  zurück  zu  zie-
hen. Es sei denn, der neuen Landesre-
gierung  Baden-Württemberg  kommen 
Bedenken bezüglich der unter der Ägi-
de der schwarz-gelben Vorgänger-Re-
gierung  „autonom“  getroffenen  Ent-
scheidung zur militaristischen Honorar-
professur. 

Studierende,  Gewerkschafter  und 
Friedensbewegte  sind  jedenfalls  alar-
miert und dabei, noch engagierter für 
Freiheit und Unabhängigkeit der alma 
mater  zu  kämpfen,  nicht  zuletzt  auf-
grund des unerbittlichen Auftrags  der 
deutschen Geschichte.

Mehr Infos:
www.petitiononline.com/astauniB/petition.html

Gemeinsame Erklärung der Initiative 
„Hochschule für den Frieden – ja zur Zivilklausel“ 

      Braunschweig / Berlin, den 4.6.2011 

      Hochschulen für den Frieden! - Nein zur
      Kriegsforschung!- Ja zur Zivilklausel! 

[…]  An  über  40  deutschen  Hochschulen  wird  For-
schung  für  den  Krieg  betrieben.  Keine  Fachrichtung 
bleibt  zivil.  Werkstoff-  und  Laserforschung,  Satelliten-
Systeme, Informations- und Nachrichtentechnik, Roboter-
systeme, Medizin- und Pharmaforschung, Optik und Na-
notechnologie,  Sport-  und  Sozialwissenschaften,  alle 
Fachrichtungen sind im Focus der Militärforschung. Für 
Militärforschung  wird  Geheimhaltung  angeordnet.  Infor-
mationszugang bekommt nur ein kleiner Kreis von Auser-
wählten.  Mit  Geheimschutzregeln  werden  Transparenz 
und Mitbestimmung an Hochschulen beschränkt. So wird 
der Einfluss der Militärs auf die akademische Lehre ver-
stärkt.  Das  Verteidigungsministerium  stellte  2010  für 
Ressortforschung insgesamt 1,1 Milliarden Euro für Rüs-
tungsforschung  bereit.  Doch  dieser  Betrag  ist  nur  ein 
Bruchteil der Forschungsmittel, die für militärische Zwe-
cke  genutzt  werden.  Denn  der  Ressortforschungsplan 
des Verteidigungsministeriums geht davon aus, dass so-
genannte „wehrwissenschaftliche Forschung“ grundsätz-
lich auf den Erkenntnissen der zivilen Forschung aufsetzt 
(„Add-on-Prinzip“), „wenn nationale Sicherheitsinteressen 
und das angestrebte Fähigkeitsprofil der Bundeswehr es 
erfordern.“ [...]

Mit  dem  Umbau  der  Bundeswehr  zur  Berufsarmee 
wurde  der Etat  zur  Nachwuchswerbung zwischen 2009 
und 2011 um knapp 50 Prozent  auf  über  10 Millionen 
Euro pro Jahr erhöht  worden.  An Hochschulen werden 
Werbe- und Lehrveranstaltungen von den Jugendoffizie-
ren der Bundeswehr ausgerichtet. Seit 20 Jahren leiden 
die öffentlichen Hochschulen unter einer politisch getrie-
benen Unterfinanzierung. Selbst nach Berechnungen des 
Centrums  für  Hochschulentwicklung  (CHE)  beträgt  der 
Fehlbetrag weit über 2 Mrd. Euro. Gleichzeitig vergeben 
Rüstungskonzerne  Forschungsarbeiten  und  finanzieren 
Stiftungsprofessuren.  Drittmittel-Geber  der  militärischen 
Forschung  nutzen  die  Unterfinanzierung  ziviler  Hoch-
schulen aus. Finanzielle Abhängigkeit von Drittmitteln ge-
fährdet die Autonomie der Hochschulen und zerstört de-
mokratische Entwicklung. Wir sind empört über die „Ge-
heimschutzordnung“, mit der das Verteidigungsministeri-
um ihre Drittmittelforschung an den Hochschulen belegt. 
Militärforschung  an  den  Hochschulen  beschränkt  die 
Transparenz, Autonomie, und greift Demokratie und Frei-
heit an den Hochschulen an. […]

Vollständiger Text der Erklärung abrufbar unter: 
www.natwiss.de
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   Umdenkprozesse in Frankreich – aber nur langsam
     Interview mit Nils Andersson, Mitglied des IDRP (Institut de Documentation et de Recherche sur la Paix)

FJ : Wie wird der NATO-Kriegsein-
satz gegen Libyen in Frankreich gese-
hen, gibt es hier in größerem Umfang 
kritische Stimmen ? 

Im Unterschied zu den Kriegen im 
Kosovo,  in  Afghanistan  und  im  Irak 
gibt es bisher keine gleichbedeutende 
Bewegung  gegen  die  Intervention  in 
Libyen.  Ein nicht  zu vernachlässigen-
der Grund dafür ist,  dass sich Frank-
reich im Krieg befindet und eine Dau-
erberieselung durch die Medien selek-
tive  Informationen  bewirkt.  Dennoch 
haben  sich  einflussreiche  kritische 
Stimmen zu Wort gemeldet. So Intel-
lektuelle,  wie Ron Brauman, ehemali-
ger Präsident der Ärzte ohne Grenzen 
oder der Philosoph Tsevetan Todorov. 
Natürlich  auch  das  Friedenskomitee 
und  das  Nato/Afghanistan-Komitee, 
ebenso auch politischen Stimmen wie 
die der Kommunistischen Partei Frank-
reichs. Die Zeitschrift „les Temps Mo-
dernes“,  das  Internetjournal  „Média-
part“  sowie  die  „Humanité“  unterstüt-
zen  den Widerstand gegen die  Inter-
vention in Libyen. Die kritischen Stim-
men nehmen zu.

FJ : Welchen Stellenwert hat der  
andauernde Afghanistan-Krieg im poli-
tischen Diskurs in Frankreich?

Sakorzy  und  seine  Partei,  über-
zeugte Atlantiker, setzen alle Hebel in 
Bewegung,  damit der Krieg in Afgha-
nistan keine politisches Debakel wird. 
Sie  bemühen  sich,  das  militärische 
Scheitern zu vertuschen. Die sozialisti-
sche Partei  beteiligt  sich  daran,  eine 
breite  Debatte  im Keim  zu  ersticken, 
denn  der  sozialistische  Premierminis-
ter,  Lionel  Jospin,  schickte  seinerzeit 
französische Soldaten nach Afghanis-
tan.

Heute, anlässlich des 62. französi-
schen  Opfers  bekräftigt  Sarkozy  er-
neut die „Entschlossenheit Frankreichs 
die  Mission  fortzusetzen“.  Inzwischen 
verlangt eine Mehrheit von 55 Prozent 
der Franzosen den Abzug der franzö-
sischen Truppen aus Afghanistan. Das 
Ausbleiben  eines  militärischen  Erfol-
ges wird schließlich die Debatte über 

die Gefahren verstärken, die die inter-
ventionalistische  Politik  Sakorzys  auf 
die  internationale  Sicherheit  und  die 
wirtschaftlichen Konsequenzen für die 
Franzosen bewirkt. 

FJ :Frankreich pflegte bis vor kurz-
em einen regen Waffenhandel mit den 
Ländern des Maghreb. Welche Rolle 
spielen weiterhin Waffenexporte für  
Frankreich?

Frankreich  ist  auf  Platz  vier  einer 
der weltweit  wichtigsten Waffenexpor-
teure. Im Maghreb sind die Hauptkäu-
fer Algerien (100 Mill.  Dollar  konstant 
in 1990, 2006 und 2010) und Marokko 
85  Mio.  Dollar  für  den  gleichen Zeit-
raum). Die Hauptabsatzmärkte Frank-
reichs  liegen  im  Mittleren  Osten,  mit 
den Importeuren Vereinigte Arabische 
Emirate (1412 Mill. Dollar für den Zeit-
raum  2006  –  2010),  Saudi-Arabien 
(175 Mil.l  Dollar und Oman (121 Mill. 
Dollar).

FJ : Auch nach der Katastrophe 
von Fukushima scheint das Bekennt-
nis zum Atomstaat - mit Atomkraftwer-
ken und Atomwaffen - in Frankreich 
noch nationaler Konsens zu sein.  
Oder gibt es hier zumindest Aufwei-
chungstendenzen?

Die Nutzung der Atomkraft  ist  ein 
staatliches  Credo,   ein  Zeichen  des 
unabhängigen nationalen Willens,  der 
von  de  Gaulle  seit  1945  durch  die 
Schaffung  des  Kommisariats  der 
Atomenergie  zur  Forschung  in  den 
Wissenschaftsdomänen,  der  Industrie 
und der Verteidigung bekräftigt wurde. 
Die  Zivile  Atomenergie  hat  sich  sehr 
schnell durchgesetzt was erklärt, dass 
das Land heute Weltmarktführer in die-
sem  Industriezweig  ist  und  dass 
Frankreich das Land mit  der meisten 
Atomkraftnutzung  ist.  75  Prozent  sei-
ner  Energieproduktion  kommt  aus 
Atomkraftwerken.

Was die  militärische  Nutzung  der 
Atomkraft  betrifft,  hat  de  Gaulle  seit 
seiner   Rückkehr  an die  Macht  1958 
beschlossen,  Frankreich  mit  Nuklear-
waffen auszustatten, um dem Land im 

Zusammenhang  des  Kalten  Krieges 
den vollen Status einer Großmacht zu 
verleihen. Aber auch, um auf die He-
gemonie der USA zu antworten. Eine 
Politik,  die  mit  dem  Rückzug  Frank-
reichs aus dem vereinigten Komman-
do der NATO bestätigt wurde. Sarkozy 
hat die Weichen inzwischen wieder an-
ders gestellt. 

Der französische Konsens über die 
Nutzung  der  Atomenergie  hat  bisher 
dazu  geführt,  die  Auswirkungen  von 
Tschernobyl zu negieren. Heute ist es 
schwieriger Fukushima zu ignorieren.

Was die  militärische  Nutzung  der 
Kernenergie betrifft,  macht Frankreich 
nicht  die geringste Geste in Richtung 
einer  Abrüstung.  Der  Konsens  zwi-
schen  den  Regierungsparteien  und 
den Sozialisten besteht fort. Sie klam-
mern sich an die „Abschreckungsstra-
tegie“ und argumentieren, dass Frank-
reich  300  operationelle  Bomben  be-
sitzt, die USA und Russland hingegen 
mindesten 7500. Dass es deshalb an 
jenen  läge,  sich  als  erste  atomar  zu 
entwaffnen.

Was die zivile Atomnutzung betrifft, 
ist ein Umschwenken der Meinung er-
folgt. Wenn im Jahr 2008 sich noch 67 
Prozent  der  Franzosen für  die  Atom-
energie ausgesprochen haben, sind im 
Juni  2011,  nach  Fukushima,  77  Pro-
zent  für  die  Abschaffung.  Für  Frank-
reich stellt der Ausstieg aus der Atom-
energie  eine  doppelte  Herausforde-
rung  dar.  Der  weltweit  dominierende 
französische Industriezweig Atomanla-
genbau würde  in  Frage gestellt.  Und 
da 75 Prozent der elektrischen Energie 
atomaren  Ursprungs  ist,  stehen 
schwerwiegende  Entscheidungen  be-
vor.

Man muss sich bewusst sein, dass 
der  allmähliche  Ausstieg  aus  der 
Atomenergie keine rein nationale Fra-
ge sein kann, sondern dass es sich um 
eine europäische handelt.  Da Europa 
im  Energiebereich  dem  neo-liberalen 
„freien,  unverfälschten  Wettbewerb“ 
unterworfen ist, droht der Preis für die 
Völker der Gemeinschaft hoch zu wer-
den.
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Mauern verletzen Flüchtlingsrechte – 25 Jahre PRO ASYL 
Gastbeitrag von Günter Burkhardt, Pro Asyl , Frankfurt a.M.

 »Wer hat  Angst  vor  Asylsuchen-
den? Offenbar nicht wenige Deutsche. 
Vielfach wird vergessen, dass es Asyl-
suchenden  oft  ums  Überleben  geht 
…« So beginnt der Aufruf zum ersten 
Tag des Flüchtlings in der Bundesre-
publik Deutschland. Im März 1986 ging 
diese  Initiative  vom  »Ökumenischen 
Vorbereitungsausschuss  zur  Woche 
der  ausländischen  Mitbürger«  (heute 
Interkulturelle  Woche)  und dem DGB 
Bundesvorstand aus. Ein wichtiger Im-
puls,  der  zur  Gründung  einer  neuen 
bundesweiten  Arbeitsgemeinschaft 
führt: Am 8. September 1986 gründen 
Mitarbeiterinnen  und  Mitarbeiter  aus 
Kirchen,  Gewerkschaften,  Wohlfahrts- 
und  Menschenrechtsorganisationen 
und  Initiativgruppen  in  Frankfurt  am 
Main PRO ASYL. 
DIE ZIELE: 
»Die Arbeitsgemeinschaft für 
Flüchtlinge PRO ASYL übernimmt 
folgende Aufgaben: 

■ Öffentlichkeitsarbeit für die Belange 
der Flüchtlinge entsprechend den 
Ansprüchen des Grundgesetzes und 
der Genfer Flüchtlingskonvention 

■ Unterstützung von 
Selbsthilfegruppen, Flüchtlingsräten 
und ähnlichen Initiativen 

■ Koordinierung von Initiativen für 
einen bundesweiten Tag des 
Flüchtlings.« 

(Auszug aus dem Protokoll der  
Gründungssitzung vom 8. September 
1986)

Die zentralen Forderungen von da-
mals – gegen die drohende Abschot-

tung Europas und für eine menschen-
würdige  Behandlung von Flüchtlingen 
in  Deutschland  –  haben  sich  inzwi-
schen als Dauerbrenner erwiesen. 

Gegen die Abschottung 
Gemahnt  wurde  schon  1986,  die 

Grenzen Europas nicht  abzuschotten, 
sondern  Flüchtlingen  den  Zugang  in 
die  Bundesrepublik  Deutschland  wei-
terhin zu ermöglichen. Das damals be-
fürchtete Szenario ist längst eingetre-
ten. Europa schottet sich ab – ein Pa-
ragraphendschungel,  gekoppelt  mit 
Hightech-Überwachung  an  den Gren-
zen,  führt  dazu,  dass  die  Zahl  der 
Flüchtlinge, die Europa erreichen, rela-
tiv gering ist. 

Die Wege über das Mittelmeer wur-
den Zug um Zug beschnitten,  Flucht-
wege  über  Nordafrika  versperrt.  Eine 
zentrale  Rolle spielen hier die so ge-
nannte  europäische  Grenzagentur 
Frontex, aber auch die bilateralen Ko-
operationen mit Transitstaaten. Flücht-
linge  gilt  es  abzuwehren  –  mit  allen 
Mitteln.  »Stoppt  das  Sterben«,  die 
PRO ASYL Kampagne aus dem Jahr 
2008,  war  die Reaktion auf die hem-
mungslos und ungebremst vollzogene 
Abschottungspolitik. 

Im letzten  Jahr hat sich einer der 
zentralen  Fluchtwege  nach  Europa 
verlagert.  Über  Istanbul  führt  mittler-
weile  der  Weg über  die  Landgrenze 
Nordgriechenlands  nach  Europa.  Die 
menschenrechtliche  Problematik  in 
Griechenland ist bekannt: Eingepfercht 
in menschenunwürdigen Verschlägen, 
ohne  Zugang  zu  einem  rechtsstaatli-
chen Verfahren, abgeschnitten von der 
Zivilisation  –  so  sieht  die  Lage  der 
Flüchtlinge dort aus. Die Bundesregie-
rung und andere europäische Länder 
stellten  sich  lange  erfolgreich  taub, 
stumm und blind. Die Griechen sollen 
doch sehen, wie sie mit der Situation 
fertig werden. Über Jahre hinweg hat 
PRO ASYL die Situation thematisiert, 
europaweit  und  in  Deutschland  die 
Skandale  an  die  Öffentlichkeit  ge-
bracht. Die Entscheidung des Europäi-
schen  Gerichtshofes  für  Menschen-
rechte vom 21. Januar 2011 ist bahn-
brechend – einer der größten Erfolge, 

die  PRO ASYL  in  seiner  25-jährigen 
Geschichte zu verzeichnen hat.  Grie-
chenland verletzt die Menschenrechte 
– ein effektiver Rechtschutz gegen Ab-
schiebungen nach Griechenland muss 
gewährleistet werden. Das Gericht hat 
einen Einzelfall  entschieden,  doch es 
geht  um  mehr.  Unmittelbar  vor  dem 
Urteil hat das Bundesinnenministerium 
für ein Jahr, bis zum 12. Januar 2012, 
alle Entscheidungen zur  Zurückschie-
bung von Flüchtlingen nach Griechen-
land ausgesetzt. Aber was dann? 

Wann  kommt  Europa  endlich  zu 
der  Einsicht,  dass  die  Verantwortung 
für  den  Flüchtlingsschutz  nicht  allein 
den Staaten an den Grenzen Europas 
aufgebürdet  werden  kann?  Als  eines 
der wirtschaftlich stärksten und ökono-
misch  am  meisten  von  der  Europäi-
schen Union profitierenden Länder ist 
Deutschland auf dem Egotrip. Konstru-
iert  als  asylrechtliche  Insel  nach  der 
Grundgesetzänderung  im  Jahr  1993 
betätigte  sich  das  Bundesinnenminis-
terium über Jahrzehnte hinweg wie ein 
mittelalterlicher  Festungsbauer.  Ring 
um Ring, Graben um Graben wird ge-
zogen, damit Verfolgte auf keinen Fall 
Deutschland  erreichen  können.  Die 
Fluchtwege sollen versperrt werden – 
möglichst schon, bevor die Flüchtlinge 
Europa  erreichen.  Der  Abschluss  ei-
nes  Rückübernahmeabkommens  zwi-
schen  der  Europäischen  Union  und 
der  Türkei,  die  weitere  Ausdehnung 
des  Frontexeinsatzes  über  die  Gren-
zen der EU hinaus, dies sind aktuelle 
Vorhaben.  

Die Revolution in den nordafrikani-
schen Staaten stellt für die Festungs-
bauer nun einen schweren Rückschlag 
dar. Die Auswirkungen der Umbruchsi-
tuation in Nordafrika sind heute noch 
unabsehbar.  Doch  eines  ist  deutlich: 
Es muss einen Neuanfang in der euro-
päischen Politik geben. Eine kohären-
te,  auf  den  Menschenrechten  basie-
rende  Außen-,  Wirtschafts-,  Entwick-
lungs-  und  Flüchtlingspolitik  ist  erfor-
derlich.  Alle  Signale  deuten  jedoch 
darauf hin, dass die Bedeutung dieser 
Umwälzung  verkannt  wird.  Eilig  wird 
versucht,  die  alte  Politik  mit  den  im 
Umbruch  befindlichen  Regierungen 
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fortzusetzen. Wenn es darum geht, Op-
fer  von  Menschenrechtsverletzungen 
von  Europa  fernzuhalten,  kennt 
Deutschland keine Skrupel. Eine Politik 
verselbstständigt sich – wird über Jahr-
zehnte  hinweg konsequent  fortgeführt, 
ohne je darüber nachzudenken, ob sie 
nicht langfristig auch den elementaren 
Interessen Deutschlands  und Europas 
schadet. Wer Menschenrechte vergisst, 
vergisst sich selbst, lautete 1997/98 der 
Slogan  zum  Tag  des  Flüchtlings.  Ein 
Appell,  eine Mahnung,  dass eine mo-
derne  Gesellschaft  nicht  ohne  Grund-
werte  und  Menschenrechte  existieren 
kann.  Der  Staat  hat  die  Würde  der 
Menschen zu schützen und zu achten. 
Im Alltag  ist  für  Flüchtlinge  davon  oft 
wenig zu spüren. 

Menschen wie Menschen 
behandeln 
»Die Menschenwürde der Flüchtlin-

ge  in  der  Bundesrepublik  nicht  durch 
Abschreckungsmaßnahmen  zu  verlet-
zen«, dies war eine der weiteren zen-
tralen Forderungen aus 1986. Das be-
stehende  Arbeitsverbot,  der  zwangs-
weise  Aufenthalt  in  Lagern,  die  Ein-
schränkung  der  Bewegungsfreiheit, 
Kürzungen und Auszahlungen der ge-
währten  Sozialhilfe  in  Sachleistungen, 
all  dies  waren  damals  –  und  sind  es 
noch heute – zentrale Streitpunkte. Ein-
zelne  Verbesserungen  wurden  seither 
erreicht – das Grundprinzip jedoch wur-
de von Seiten der Politik nie in Frage 
gestellt:  Die  bewusste  Entwürdigung 
und  Diskriminierung  zum  Zweck  der 
Abschreckung. 

Aktuell  gibt  es  hier  Bewegung: 
Flüchtlingsinitiativen  und  mit  Flüchtlin-
gen Solidarische erhielten im vergange-
nen Jahr Rückenwind durch die Gerich-
te.  Im Februar  2010 hat  das Bundes-
verfassungsgericht  die  Hartz  IV  Be-
rechnungen  als  verfassungswidrig  ge-
brandmarkt. Nun steht auch das Asyl-
bewerberleistungsgesetz (AsylbLG) auf 
dem Prüfstand. Das Gesetz ist verfas-
sungswidrig – nicht nur allein des-halb, 
weil  die  Sätze  willkürlich  festgesetzt 
und seit seiner Einführung vor 18 Jah-
ren  nie  erhöht  wurden.  Das  »Asylbe-
werberleistungsgesetz« spiegelt der Öf-
fentlichkeit falsche Tatsachen vor. Statt 
Leistungen für Asylsuchende bietet es 
eine  strukturelle  Diskriminierung  weit 

unterhalb des niedrigsten Existenzmini-
mums in Deutschland. 

Bleiberecht statt Duldung 
Eines der  seit  vielen  Jahren  drän-

gendsten  und  in  Deutschland  immer 
noch ungelösten  Probleme ist  die  Le-
benssituation von langfristig hier Gedul-
deten.  Im Jahre 2002 hat PRO ASYL 
die  Kampagne  »Wer  lange  hier  lebt, 
muss  bleiben  dürfen«  gestartet.  Die 
Bleiberechtsregelungen der Jahre 2006 
und  2007  waren  von  der  Zivilgesell-
schaft lange und hart erkämpft. Sie ha-
ben vielen Betroffenen (erst einmal) ge-
holfen,  eine  echte  Lösung  waren  sie 
aber nicht. Jahr um Jahr wird eine dau-
erhafte  Lösung  verschoben  und  ver-
tagt. Doch der Druck vor Ort ist hoch. 
Der jahrzehntelange Einsatz von PRO 
ASYL,  von  Kirchengemeinden,  Wohl-
fahrtsverbänden  und  Initiativen  zeigt 
Wirkung.  Zwar  gibt  es  noch  nicht  die 
grundlegende Abschaffung der langjäh-
rigen Dauerduldungen, mit der endlich 
ein Schlussstrich unter die humanitäre 
und  gesellschaftliche  Misere  gezogen 
werden kann. Eine Lösung muss aber 
kommen,  entweder  über  die  Innenmi-
nisterkonferenz oder über eine gesetzli-
che Regelung. Die im März vom Bun-
destag beschlossene Regelung für Her-
anwachsende  ist  ein  kleiner  Schritt  in 
die  richtige  Richtung.  Wenn auch  bei 
weitem  nicht  ausreichend.  Nur  schät-
zungsweise etwa 4.500 - 5.000 Perso-
nen von den 86.000 Dauergeduldeten 
haben  eine  Chance.  Ende  2011  läuft 

die  Bleiberechtsregelung  der  Innenmi-
nister aus. 

Der  jahrelange  Einsatz  muss  wei-
tergehen. Ein neuer Anlauf ist nötig, um 
zu einer Bleiberechtsregelung zu kom-
men,  die  auch alten,  kranken und al-
leinstehenden Menschen und allen, die 
lange  hier  leben,  eine  Chance  bietet. 
Dies  muss  ein  zentrales  Thema  des 
Tag des Flüchtlings sein. 

Zwischenstand 
Wer  sich  für  Flüchtlinge  einsetzt, 

weiß, es ist ein Kampf gegen die Müh-
len der Bürokratie. Aber immer wieder 
gelingt  es,  Sandkörner  oder  gar  Fels-
brocken ins Mahlwerk  zu  streuen und 
erfolgreich  für  Menschenrecht  und 
Menschenwürde einzutreten. 

25  Jahre  nach  der  Gründung  von 
PRO ASYL haben wir  einiges erreicht 
und  wissen  doch:  Unser  Auftrag  ist 
nicht beendet. 2011 jährt sich zum 25. 
Mal der Tag des Flüchtlings. Die Täti-
gen in der Flüchtlingsarbeit werden die-
sen Tag auch diesmal nutzen, um die 
harten  Zeiten  für  Flüchtlinge  in  unse-
rem Land ein wenig freundlicher zu ge-
stalten. Machen Sie mit. Versuchen Sie 
über Informationen und persönliche Be-
gegnungen Verständnis für Flüchtlinge 
zu schaffen, Politiker in Gespräche ein-
zubeziehen und so über die menschli-
che  Anteilnahme  auch  politischen 
Druck  zu  entfalten.  Nicht  aufgeben, 
nicht nachlassen, sich nicht von bloßen 
Worten  blenden  lassen  beim  Einsatz 
für  die  Menschenwürde  in  unserem 
Land und in Europa: Dies ist und bleibt 
das Konzept auch für die Zukunft. 
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Demo von Roma und Sinti gegen Abschiebung



   Mitmachen bei der neuen Kampagne
   „Aktion Aufschrei: Stoppt den Waffenhandel!“

von Jürgen Grässlin, DFG-VK, Christine Hoffmann (pax Christi) und Paul Russmann (ohne Rüstung Leben)

Kaum  ein  Tag  vergeht,  an  dem 
nicht  neue  Waffentransfers  aus 
Deutschland bekannt werden: erst die 
Rüstungsexporte  an  die  autoritären 
Regime  in  Tunesien  und  Ägypten, 
dann  die  Aufrüstung  des  Diktators 
Gaddafi  und  der  Widerstandsbewe-
gung  in  Libyen  und  nicht  zuletzt  die 
Genehmigung für die Lizenzproduktion 
des äußert treffgenauen Sturmgeweh-
res  G36  von  Heckler  &  Koch  sowie 
modernste Kampfpanzer des Typ Leo-
pard 2 an das menschenrechtsverlet-
zende Königshaus in Saudi-Arabien.

Dank einer äußerst exportorientier-
ten  Außen-  und  Wirtschaftspolitik  ist 
Deutschland  –  nach  den  USA  und 
Russland – zum weltweit  drittgrößten 
Profiteur  und  zugleich  zum  Europa-
meister beim Geschäfte mit dem Tod 
avanciert.  Jetzt  endlich  ist  höchste 
Zeit, gegen diese Politik lautstark auf-
zuschreien. Aus diesem Grund haben 
sich zahlreiche Organisationen aus der 
Friedens-  und  Menschenrechtsarbeit 
zusammengetan,  um  gemeinsam  mit 
entwicklungspolitischen  Gruppierun-
gen,  Gewerkschaften  und  möglichst 
vielen  weiteren  zivilgesellschaftlichen 
Akteuren – die erst einmal bis zur Bun-
destagswahl 2013 geplante – Kampa-
gne „Aktion Aufschrei: Stoppt den Waf-
fenhandel!“ durchzuführen.

In den Jahren 2001 bis 2009 wur-
den  Rüstungsexportgenehmigungen 
für insgesamt 63,8 Milliarden Euro er-
teilt.  Diese  Berechnung  enthält  nicht 
die zudem exportierten  Dual-Use-Gü-
ter, die – wie beispielsweise Unimogs 
oder  Sattelzugmaschinen  –zivil  und 
militärisch  verwendbar  sind.  Deutlich 
erkennbar sind drei Schwerpunktberei-
che: gepanzerte Rad- und Kettenfahr-
zeuge,  Kriegsschiffe  und  militärische 
Luftfahrzeuge.

Nach Berechnungen des schwedi-
schen  Friedensforschungsinstituts  SI-
PRI  haben  sich  die  deutschen  Rüs-
tungsexporte zwischen 2005 und 2009 
gegenüber  dem  Zeitraum  2000  bis 
2004 verdoppelt. U-Boote und Kriegs-
schiffe,  Kampfjets  und  Militärhub-
schrauber, Panzer und Raketenwerfer, 
Sturmgewehre und Maschinenpistolen, 

Lizenzen  zur  Waffenproduktion  und 
ganze Rüstungsfabriken werden welt-
weit ausgeliefert. 

Die Folgen deutscher 
Rüstungsexporte
Maßgebliche  Empfängerländer 

deutscher  Waffen  sind  Staaten,  die 
Menschenrechte  verletzen  oder  Krieg 
führen.  Ein  bedeutender  Anteil  deut-
scher  Waffentransfers  erfolgt  ausge-
rechnet in Länder, die Entwicklungshil-
fe  beziehen.  So  streckt  Deutschland 
die  eine  Hand helfend  aus,  während 
die andere Hand mit der Finanzierung 
der Waffenprojekte das Geld aus den 
Kassen  nimmt,  das  dringend  für  die 
Armutsbekämpfung,  Gesundheitspro-
jekte und Bildung gebraucht wird.

In  beträchtlichem  Umfang  wurden 
deutsche Waffen an Länder in Krisen- 
und Kriegsgebiete des Nahen Ostens, 
Asiens  und  Afrikas  verkauft.  Dabei 
wurde und wird der Grundsatz, nicht in 
Spannungsgebiete und nicht an men-
schenrechtsverletzende Staaten zu lie-
fern,  zunehmend  missachtet.  Immer 
wieder  verschwinden  die  Waffen  in 
staatlich unkontrollierbaren Grauzonen 
von  Bürgerkriegskonflikten,  denn  Re-
Exporte an Drittstaaten werden de fac-
to  nicht  kontrolliert.  Mit  großer  Sorge 
verfolgen  wir  auch  Lizenzvergaben 
zum Nachbau  deutscher  Waffen,  wie 
beispielsweise  die  Errichtung  einer 
ganzen  Waffenfabrik  zur  Lizenzferti-
gung  von  G36-Sturmgewehren  von 
Heckler & Koch in Saudi-Arabien.

Wir schreien  auf,  weil  die  Folgen 
von  Rüstungsexporten  für  die  Men-
schen in den Empfängerländern nicht 
selten  verheerend  sind:  Bestehende 
Konflikte werden verstärkt und eskalie-
ren häufig gewaltsam, unzählige Men-
schen werden getötet, verwundet, ver-
trieben oder erleiden schwere Trauma-
ta.  Jede Minute stirbt  ein Mensch an 
den Folgen einer  Gewehrkugel,  einer 
Handgranate  oder  einer  Landmine. 
Fachleute schätzen, dass alleine durch 
Gewehre  und  Pistolen  der  Waffen-
schmiede Heckler  & Koch nach dem 
Zweiten Weltkrieg mehr als 1.500.000 

Rechtliche Erläuterung zur zen-
tralen Kampagnenforderung

Der Rechtsanwalt  Holger  Rothbauer 
begründet  die  Kampagnenforderung 
nach  einer  Klarstellung  des 
Grundgesetzes:  Artikel  26  Absatz  2 
des  Grundgesetzes  (GG)  ist  im 
Kontext  des  allgemeinen  Frie-
densgebotes  der  Präambel  des  GG 
und  der  Verfassungswidrigkeit  von 
friedensstörenden  Handlungen  (Art. 
26  Abs.  1  GG)  auszulegen.  An  die 
heutige Dimension von Waffen- und 
Rüstungsexporten  aus  Deutschland 
haben die Verfasser des GG im Jahr 
1949  nicht  gedacht,  weil  dies  kurz 
nach  dem  Krieg  von  niemandem 
gewollt  war.  Damit  ist  die  Klar-
stellungsforderung Kriegswaffen  und 
sonstige  Rüstungsgüter  werden 
grundsätzlich nicht exportiert nur das, 
was  die  Verfasser  des  GG 
ursprünglich gemeint hatten.
Das  Wort  grundsätzlich  und  der 
angeschlossene  Satz  Das  Nähere 
regelt  das  Rüstungsexportgesetz  ist 
dem  Umstand  geschuldet,  dass 
durch  höherrangiges  EU-Recht 
bestimmte  rüstungsrelevante  Liefe-
rungen innerhalb der EU nicht mehr 
durch nationales Recht beschränkbar 
sind.  Nur  diese  und  wenige  andere 
Ausnahmen  des  Exportverbotes 
müssen durch den Gesetzgeber neu 
in  einem  Rüstungsexportgesetz 
geregelt werden.
Der erste Satz des Art. 26 Abs. 2 GG 
bleibt bestehen, jedoch wird der sich 
daran  anschließende  Satz  Das 
Nähere  regelt  ein  Bundesgesetz 
dahingehend  klargestellt,  dass  es 
sich  dabei  nur  um  das  Kriegs-
waffenkontrollgesetz handelt. Der da-
malige  Verteidigungsminister  Strauß 
war die Triebfeder dafür, dass 1961 
ein  Systembruch  stattfand,  indem 
aus dem Wort ein Bundesgesetz de 
facto zwei Gesetze gemacht wurden. 
Für die Produktion und den Transport 
von  Kriegswaffen  und  Rüstungs-
gütern innerhalb Deutschlands wurde 
das  sehr  strenge  Kriegswaffen-
kontrollgesetz  erlassen  und  für  den 
Export  der  gleichen Güter  das  sehr 
laxe und dem freien Welthandel dien-
ende Außenwirtschaftsgesetz.
Mit  der  Grundgesetzklarstellung  will 
die Kampagne die Legislative wieder 
ins Spiel bringen und die Exekutive in 
ihrer unkontrollierten Genehmigungs-
befugnis  erheblich  zurückdrängen 
und an die Vorgaben der Verfassung 
mit  einem grundsätzlichen  Verbot 
binden.
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Menschen getötet wurden. Noch mehr 
Menschen wurden verstümmelt. Unge-
zählte Kriegsopfer sind durch die vie-
len  anderen  waffenexportierenden 
deutschen Unternehmen zu beklagen

Zentrale Forderung: 
Klarstellung GG 26
Verantwortlich für die Genehmigun-

gen  von  Rüstungsexporten  sind  die 
Bundesregierung  und  die  nachgeord-
neten Behörden, allen voran das Bun-
desausfuhramt  (BAFA).  Weder  der 
Bundestag noch die Öffentlichkeit wer-
den beteiligt – Demokratie nein danke.

Grundlage  für  die  Kontrolle  des 
Rüstungshandels  in  der  Bundesrepu-
blik Deutschland ist Artikel 26 (2) des 
Grundgesetzes.  Zurzeit  heißt  es dort: 
„Zur  Kriegführung  bestimmte  Waffen 
dürfen nur mit Genehmigung der Bun-
desregierung hergestellt, befördert und 
in Verkehr gebracht werden. Das Nä-
here regelt ein Bundesgesetz“. Neben 
dem das Territorium der Bundesrepu-
blik  Deutschland  betreffende  Kriegs-
waffenkontrollgesetz (KWKG) wird bei 
der Genehmigungsentscheidungen vor 
allem auf  das  –  auf  die  Exportförde-
rung  ausgerichtete!  –  Außenwirt-
schaftsgesetz (AWG) und die zugehö-
rige Außenwirtschaftsverordnung  Be-
zug genommen. 

Machen Sie mit und fordern Sie mit 
uns  eine  Klarstellung  von  Artikel  26, 
Absatz  2,  des  Grundgesetzes.  Dort 
soll es zukünftig heißen: „Zur Kriegfüh-
rung bestimmte Waffen dürfen nur mit 
Genehmigung  der  Bundesregierung 
hergestellt,  befördert  und  in  Verkehr 
gebracht  werden.  Das  Nähere  regelt 
das  Kriegswaffenkontrollgesetz. 
Kriegswaffen  und sonstige  Rüstungs-
güter  werden  grundsätzlich  nicht  ex-
portiert.  Das  Nähere  regelt  das  Rüs-

tungsexportgesetz.“  Ein  Schritt  zum 
Ziel  dieser  Klarstellung  im  Grundge-
setz ist das Sammeln von 262.000 Un-
terschriften  bis  zur  Bundestagswahl 
2013.  

Ziele der Kampagne
Wir fühlen uns den Opfern dieser 

skandalösen  Politik  verpflichtet  und 
wollen  den  Geschäften  mit  dem Tod 
ein  Ende  setzen.  Unsere  Ziele  sind 
klar definiert: Wir wollen

1. aus der Zivilgesellschaft heraus 
massiv Druck gegen die Verantwortli-
chen  der  deutschen  Rüstungsexport-
praxis aufbauen und zugleich sinnvolle 
Alternativen zur Waffenproduktion auf-
zeigen. 

2.  eine  grundsätzliche  Veröffentli-
chungspflicht  aller  geplanten  und tat-
sächlich erfolgten Exporte von Kriegs-
waffen und sonstigen Rüstungsgütern 
durchsetzen,  um eine öffentliche Dis-
kussion  und  parlamentarische  Ent-
scheidungen überhaupt erst zu ermög-
lichen.

3. die Aufnahme eines grundsätzli-
chen  Exportverbots  von  Waffen  und 
Rüstungsgütern in Artikel 26 Absatz 2 
des  Grundgesetzes.  In  einem  Zwi-
schenschritt streben wir die Aufnahme 
dieser Forderung in die Wahlprogram-
me der Parteien zur nächsten Bundes-
tagswahl an.

Auftakt-Pressekonferenz 
und weitere Aktivitäten
Die Kampagne wird  getragen von 

einem bislang  einmalig  breiten   bun-
desweiten  Trägerkreis  verschiedener 
Nichtregierungsorganisationen.  Dar-
über  hinaus  ist  die  Unterstützung 
durch  weitere  bundesweite,  regionale 
und lokale Initiativen, Vereine und Or-
ganisationen  ausdrücklich  erwünscht. 

Sie sind herzlich  eingeladen,  Mitglied 
im  Aktionsbündnis  zu  werden,  siehe 
Infokasten. Nach außen wird die Kam-
pagne durch  drei  SprecherInnen ver-
treten:  Jürgen  Grässlin  (DFG-VK), 
Christine  Hoffmann  (pax  christi)  und 
Paul  Russmann  (Ohne  Rüstung  Le-
ben).

Trägerorganisationen:
 
•  Aktionsgemeinschaft Dienst für den 
Frieden e.V. (AGDF) 
Bischöfliches Hilfswerk MISEREOR • 
Bund der Deutschen Katholischen 
Jugend (BDKJ) 
•  Deutsche Friedensgesellschaft – 
Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen 
(DFG-VK) 
• Deutsche Sektion der Inter-
nationalen Ärzte für die Verhütung 
des Atomkrieges e. V. (IPPNW) 
Deutschland 
• Internationale katholische Friedens-
bewegung pax christi - Deutsche 
Sektion 
• JuristInnen gegen atomare, biolo-
gische und chemische Waffen 
(IALANA) Deutsche Sektion
• Ohne Rüstung Leben (ORL) 
• Provinzleitung der Deutschen 
Franziskaner und Kommission 
Gerechtigkeit – Frieden – Bewahrung 
der Schöpfung 
• RüstungsInformationsBüro (RIB 
e.V.) 
• Werkstatt für Gewaltfreie Aktion, 
Baden (WfGA)

Die erfreuliche Medienresonanz bei 
der  Auftaktpressekonferenz  im  Mai 
2011 macht Mut.  In den kommenden 
Monaten wollen wir das Bündnis weiter 
verbreitern und viele neue Unterstütze-
rinnen und Unterstützer zu gewinnen. 
In  diesem  Sinne  wünschen  wir  uns: 
Macht mit bei „Aktion Aufschrei: Stoppt 
den Waffenhandel!“ 

Weitere Infos: 
www.aufschrei-waffenhandel.de. 

Geheim soll geheim bleiben
Trotz der Kritik von Abgeordneten der Opposition, aber 
auch  der  Koalitionsparteien,  wollen  die  Führungen von 
Unions- und FDP-Fraktion am Prinzip der Geheimhaltung 
bei  Entscheidungen  über  Rüstungsexporte  festhalten. 
[…]  Hintergrund  ist  der  Streit  über  den  offenbar  ge-
planten  Verkauf  von  200  Leopard-Kampfpanzern  nach 
Saudi-Arabien,  die  der  dafür  zuständige  Bundessicher-
heitsrat beschlossen haben soll. 

Da das Gremium geheim tagt, ist der Beschluss nach wie 
vor nicht bestätigt worden. […] Der Vorsitzende der FDP-
Fraktion im Bundestag, Rainer Brüderle, drohte mit dem 
Strafrecht. Die Tatsache, dass trotz der Geheimhaltungs-
vorschrift die Entscheidung an die Öffentlichkeit gelangt 
sei, könne strafrechtliche Relevanz haben.

Quelle: FAS, 10.07.2011 
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Wehrmachtverbrechen – Defizite deutscher Nachkriegsgeschichte 
Lorenz Knorr: Generäle vor Gericht, Verlag PapyRossa, Köln 2011, 286 Seiten, 16,50 Euro.

Wehrmachtverbrechen  sind  auch 
nach 70 Jahren immer noch - oder im-
mer  wieder  -  ein  Thema.  So  sorgte 
kürzlich  eine  Buchveröffentlichung für 
Furore,  in  der  Abhörprotokolle  von 
deutschen Kriegsgefangenen die gan-
ze Brutalität der Kriegshandlungen aus 
Primärquellen offenlegen. Der Nimbus 
von der  "sauberen"  deutschen Wehr-
macht  wird  damit  endgültig  widerlegt. 
Dennoch fehlte es kürzlich angesichts 
des  70.  Jahrestages  des  deutschen 
Überfalls auf die Sowjetunion nicht an 
Relativierungen  der  beispiellosen 
Wehrmachtverbrechen, was sich allein 
an  den  Opferzahlen  von  Sowjetbür-
gern  -  Soldaten  und  Zivilisten  -  aus-
drückt. 

Noch  wichtiger  als  die  dokumen-
tierte  Brutalität  einfacher  Soldaten  ist 
die Rolle der Generalität in diesem bei-
spiellosen  Vernichtungskrieg,  d.h.  die 
Frage,  ob es sich hierbei  um "Hitlers 
Krieg" und dessen Befehlsempfänger, 
oder  um  ein  eigenständiges  Agieren 
der  Generalität  und  untergeordneter 
Führungsebenen gehandelt hat. 

Der Publizist  Lorenz Knorr war an 
der Ostfront zeitweise als Funker ein-
gesetzt  und  hatte  damit  Zugang  zu 
den  Depeschen  der  Generalität.  Be-

merkenswert  ist  hierbei  seine Biogra-
fie.  Denn  diese  Aufgabe  wurde  ihm 
übertragen, nachdem er zu Beginn des 
2. Weltkrieges im Afrika-Korps wegen 
„Wehrkraftzersetzung“ zur Strafkompa-
nie  verurteilt  wurde.   Nach  einer 
schweren  Verwundung  und  Lazarett-
aufenthalt  waren  es  glückliche  Um-
stände,  dass  er  keinen  Eintrag  im 
Soldbuch  mit  seiner  Vorgeschichte 
hatte. Wegen Kriegsunfähigkeit wurde 
er  dann  zum  Tastfunker  umgeschult. 
Mit seinen Spitzenleistungen in dieser 
Funktion – die er sich mit dem Ziel der 
Funkkommunikation  mit  antifaschisti-
schen  Widerstandszellen  erarbeitete, 
entsprach er unbeabsichtigt den Anfor-
derungen, die vom Generalstab an der 
Ostfront  verlangt  wurden.  Aus  dieser 
Zeit  ergaben sich eine  Fülle  von  au-
thentischen Informationen über Kriegs-
strategie, einzelnen Kriegshandlungen 
und die Rolle der Generalität hierbei. 

Es dauerte freilich bis Anfang der 
60er Jahre des vorigen Jahrhunderts, 
bis  die  Zeit  zur  juristischen Aufarbei-
tung der von ihm dokumentierten bzw. 
belegbaren  Verbrechen  gekommen 
war. 

Der Titel des Buches "Generäle vor 
Gericht"  ist  freilich  etwas  irreführend 
und offenbar  dem (berechtigten)  Ver-
kaufssinteresse des Buchverlages ge-
schuldet.  Nicht  die  von  ihm beschul-
digten Nazi-Generäle landeten Anfang 
der 60er Jahr vor Gericht, sondern Lo-
renz Knorr selbst, in der Zeit von 1963 
bis 1967 an insgesamt 37 Tagen, an-
geklagt wegen Verleumdung. Die dazu 
notwendige Strafanzeige kam von dem 
damaligen  Verteidigungsminister 
Franz-Josef  Strauß  persönlich,  kurz 
bevor  dieser  selbst  über  die  Spie-
gel-Affäre stolperte und wegen seiner 
nachgewiesenen  Lügen  gegenüber 
dem Bundestag seinen Dienst quittie-
ren musste. 

Obwohl  er seine Beschuldigungen 
gegen frühere Hitler-Generäle, die jetzt 
an  der  Spitze  der  Bundeswehr  stan-
den, beweisen konnte, wurde er zwei-
mal  verurteilt.  Erst  eine  Revisionsin-

stanz  hob  die  Urteile  wegen  Rechts-
fehlern auf, wobei Lorenz Knorr jedoch 
auf  den  hohen  Prozesskosten  sitzen 
blieb. Zu seinem Prozesserfolg beige-
tragen hatte auch die starke internatio-
nale  Resonanz  des  Prozessverlaufes 
durch die Instanzen, was auch in dem 
Buch dokumentiert wird. 

Das Buch ist trotz der Überfülle an 
Detailinformationen leicht lesbar. Dazu 
trägt vor allem bei, das Lorenz Knorr in 
großen Teilen seines Buches auf Re-
detexte  (zumeist  auszugsweise)  zu-
rückgreift  und  manche  persönlichen 
Gespräche  in  Form  von  Gedächt-
nisprotokollen wiedergegeben werden. 

Wünschenswert wäre es allerdings 
gewesen,  dass  der  konkrete  histori-
sche Kontext  Anfang  der  60er  Jahre 
als Einleitung etwas umfassender dar-
gestellt worden wäre. Nur mit den Be-
zügen  zu  zeitgeschichtlichen  Hinter-
gründen  werden  manche  Inhalte  sei-
nes  Buches  erst  richtig  verständlich. 
Genannt  seien  hier  der  Frankfurter 
Auschwitz-Prozess 1963 oder die An-
fang der 60er Jahre erfolgte Bundes-
tagsdebatte  um  die  Verjährungsfrist 
von Mord und Totschlag für Kriegsver-
brechen. 

Das Buch ist ein wichtiger Beitrag 
zum Verständnis der deutschen Nach-
kriegsgeschichte.  Die  gegen  den  Wi-
derstand  der  deutschen  Bevölkerung 
durchgesetzte Remilitarisierung erfolg-
te  mit  vorbelasteten  Wehrmachtsge-
nerälen,  die  vor  dem  Schatten  ihrer 
Vergangenheit  beschützt  werden 
mussten, um den Ausbau der Bundes-
wehr nicht zu gefährden. Lorenz Knorr 
hat  mit  seinem persönlichen Engage-
ment einen wesentlichen Beitrag dazu 
geleistet,  dass  diese  Wehrmachtsge-
neräle vorzeitig ihren Dienst quittieren 
mussten.  Der  Aufklärungsbedarf  über 
Wehrmachtsverbrechen unter der füh-
renden  Rolle  des  Generalstabes  be-
steht allerdings bis heute.

Lorenz Knorr, der am 18. Juli 2011 
seinen  90.  Geburtstag  feiern  konnte, 
steht  hierfür  noch  als  Zeitzeuge  zur 
Verfügung.

Karl-Heinz Peil 
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Aufruf zum 66. Jahrestag der Atombombenabwürfe über Hiroshima und Nagasaki

Atomwaffen aus Deutschland abziehen!

Für die Abschaltung aller Atomkraftwerke und einen schnellen Ausstieg aus der Atomenergie!

66 Jahre nach der Vernichtung von Hiros-
hima und Nagasaki durch Atombombene-
insätze  der  USA  ist  die  Gefahr  eines
atomaren Infernos nicht gebannt.

Zwar  verpflichtet  der  Atomwaffensperr-
vertrag  alle  Staaten,  die  Atomwaffen
besitzen,  "in  redlicher  Absicht  Verhand-
lungen zu führen", die das Ziel haben "zur
allgemeinen und vollständigen Abrüstung
unter strenger und wirksamer internationa-
ler Kontrolle" zu kommen - aber seit Jahr-
zehnten  lässt  diese  Abrüstung  auf  sich
warten.

US-Präsident  Obama hat  in seiner Prager
Rede vom 4. April  2009 die Vision einer
Welt ohne Atomwaffen entworfen und sich
zur  Verantwortung  der  USA  "als  die
einzige  Nuklearmacht,  die Nuklearwaffen
eingesetzt  hat"  bekannt  .  Gleichzeitig  hat
er angekündigt, dass die USA nicht auf ihr
Atomwaffenarsenal  verzichten  werden,
solange  irgendwo  auf  der  Welt  noch
atomare Waffen existieren.

Um die  atomare  Überlegenheit  der  USA
auch für die nächsten Jahrzehnte sicherzu-
stellen,  hat  die  Obama-Regierung für  die
nächsten zehn Jahre 92 Mrd. Dollar für die
Modernisierung  von  Atomsprengköpfen
und  den entsprechenden Produktionsanla-
gen genehmigt.  Die Finanzmittel,  die  die

US-Regierung  derzeit  in  ihre  atomaren
Waffensysteme steckt, sind deutlich höher
als sogar zu Zeiten von George W. Bush.
Die  Interkontinentalraketen  werden  so
modernisiert,  dass  sie  auch  2030  noch
einsatzbereit sind. Neue atomare Raketen-
U-Boote  werden  entwickelt,  die
Studienarbeiten  für  neue  strategische
Bomber  laufen.  Die  USA  plant  ihre
Atommacht  bereits  für  die  zweite  Hälfte
des Jahrhunderts.

Und auch die NATO hat in ihrem Strategi-
schen Konzept, das im vergangenen Jahr in
Lissabon beschlossen wurde, erklärt,  dass
sie "ein nukleares Bündnis bleiben wird".
Die  in  Europa  stationierten  Atomwaffen
der  USA,  darunter  auch  in  Deutschland,
sollen bleiben. Frankreich und Großbritan-
nien modernisieren ihre eigenen Atomwaf-
fen. London lässt sich die Modernisierung
seiner  vier  Atom-U-Boote  mehr  als  28
Mrd.  Euro  kosten.  Jedes  dieser  U-Boote
trägt bis zu 16 Trident-Langstreckenrake-
ten.  Jeder  der  200  Sprengköpfe  dieser
Raketen hat die achtfache Zerstörungskraft
der Hiroshima-Bombe.

Der  im  April  2010  von  den  USA  und
Russland  unterzeichnete  neue  START-
Vertrag  zur  Begrenzung  strategischer
Atomwaffen  ist  lediglich  eine  große
(Ent-)Täuschung. Statt abzurüsten werden

mit  neuen  Zählverfahren  die  wirklichen
Waffenbestände  klein  gerechnet,
überschüssige Atomwaffen werden einfach
als  Reserve  eingelagert  und  können
kurzfristig wieder aktiviert werden.

Der  völkerrechtswidrige  Krieg  der  USA
und ihrer "Koalition  der Willigen"  gegen
den Irak hat ein verheerendes Signal in die
Welt  gesendet:  Weitere  Länder  werden
versuchen,  sich  Massenvernichtungswaf-
fen  zu  verschaffen  mit  der  Begründung,
sich  vor  Überfällen  der  US-  Militärs  zu
schützen.  Auch  die  Bombenangriffe  der
NATO in Libyen verstärken dieses Signal.
Im  Dezember  2003  hatte  die  Ghaddafi-
Regierung  auf  ihr  Atomwaffenprogramm
verzichtet,  weil  die  USA  im  Gegenzug
eine  Sicherheitsgarantie  vor  Angriffen
gegeben hatte. 

Die  USA verfolgen  weiterhin  ihre  Pläne
zum Aufbau eines sogenannten "Raketen-
abwehrschirmes". Russland sieht darin die
Gefahr, dass die eigene  Zweitschlagfähig-
keit  untergraben  wird  und  die  USA sich
die  Möglichkeit  zum  atomaren  Überra-
schungsangriff verschafft . In einer Erklä-
rung zum START-Abkommen behält sich
Russland  daher  das  Recht  vor,  aus  dem
Vertrag auszusteigen,  sollte  sich  die  US-
Raketenabwehr in Europa als reale Bedro-
hung für Russland erweisen.

Atomwaffen aus Deutschland abziehen!

Seit mehr als 50 Jahren lagern Atomwaffen in Deutschland. Fast
genau so lange trainieren deutsche Soldaten, wie man diese Waf-
fen im Krieg einsetzt. In Büchel beim Jagdbombergeschwader 33
der Bundeswehr lagern etwa 20 Atombomben, deren Zerstörungs-
kraft mehreren Hundert Hiroshima-Bomben entspricht.

Im März 2010 haben sich CDU/CSU, FDP, Grüne und SPD in
einem gemeinsamen Antrag im Bundestag für den Abzug der
Atomwaffen aus Deutschland ausgesprochen. Es blieb bislang
jedoch bei Worten. Wirkliche Anstrengungen in diese Richtung

hat die Bundesregierung nicht unternommen.

Solange Atomwaffen in Deutschland lagern, solange hat die
Bundeswehr auch den ”Finger mit am Abzug”. Tornado-
Kampfflugzeuge sollen im Kriegsfall diese Waffen ins Zielgebiet
tragen. Diese ”atomare Teilhabe” widerspricht dem Geist des
Atomwaffensperrvertrages. Die Haltung der Bundesregierung,
von einer atomwaffenfreien Welt und dem Abzug der
Atomwaffen aus Deutschland zu reden und gleichzeitig in der
NATO den Atomkrieg zu trainieren,  ist mehr als zynisch.

Daher fordern wir:

● den sofortigen Abzug aller Atomwaffen aus
Deutschland und die Beendigung der ”atomaren
Teilhabe” der Bundeswehr;

● ein klares NEIN zu den Atomkriegsplanungen der
NATO ;

● einen vollständigen und immerwährenden
Verzicht Deutschlands auf Atomwaffen - auch
unter europäischen Vorzeichen;

● ein deutliches NEIN zum Ausbau der
Militärmacht Europäische Union.

Wir setzen uns ein:

● für eine atomwaffenfreie Zone in Europa und im
Nahen Osten;

● für einen verbindlichen Vertrag
(Nuklearwaffenkonvention) zur Abschaffung aller
Atomwaffen;

● für die Abschaltung aller Atomkraftwerke und
einen schnellen Ausstieg aus der Atomenergie.



100 Tage Krieg gegen Libyen: Immer mehr zivile Opfer - 
Wir fordern: Waffenruhe und Verhandlungen
Erklärung des Bundesausschusses 
Friedensratschlag 

Am 20. März, am Tag nach Beginn des 
Angriffs alliierter Kampfbomber und Marsch-
flugkörper auf Tripolis, erklärte die US-Regie-
rung, der Einsatz in Libyen werde Tage, nicht 
Wochen,  dauern.  Das  war  gelogen.  Inzwi-
schen liegen 100 Nächte Bombardement hin-
ter  den  Menschen  in  Tripolis  und  anderen 
Städten Libyens. Damit dauert dieser NATO-
Krieg schon 22 Tage länger als jener um das 
Kosovo 1999.  Jedoch ein  Ende ist  nicht  in 
Sicht. 

Die  dem  Krieg  zugrunde  liegende  UN-
-Resolution 1973 ermächtigt jeden Staat, der 
will,  zum  „Schutz  der  Zivilbevölkerung“  alle 
militärischen Mittel einzusetzen und jeglichen 
Flugverkehr gewaltsam zu unterbinden – und 
fordert  eine  „sofortige  Waffenruhe“.  Schnell 
zeigte sich,  dass die Luftwaffen der  NATO-
Staaten nur auf einer Seite des innerstaatli-
chen Konflikts eingriffen, um ihrer selbst ge-
wählten  Schutzverantwortung  nachzukom-
men. Dagegen lässt sie Rebellen unbehelligt, 
wenn sie beispielsweise von „Pick-ups“ unge-
lenkte  Raketen  abfeuern,  die  Zivilpersonen 
gefährden. Wir fragen: Was ist das für eine 
Schutzverantwortung,  wenn  sie  gegen  die 
eine Seite mit größtmöglicher Härte vorgeht, 
andererseits aber die schützende Hand über 
die Angreifer hält? 

Die  Präsidenten  und  Regierungschefs 
Frankreichs,  Großbritanniens  und  der  USA 
nehmen für sich in Anspruch mit ihrem Krieg 
gegen die libysche Regierung ein Massaker 
in Bengasi und damit eine humanitäre Kata-
strophe  verhindert  zu  haben.  Dies  ist  zu-
nächst  lediglich  eine  Behauptung  –  keine 
Tatsache.  Eine  Tatsache  ist  es  hingegen, 
dass  die  NATO  unisono  mit  den  Rebellen 
jegliches Waffenstillstandsangebot des Gad-
dafi-Regimes abgelehnt hat und die Angriffe 
fortsetzt,  obwohl  die  UN-Resolution  eine 
Waffenruhe  fordert.  Wir  sagen:  Der  Schutz 
der  Zivilbevölkerung  ist  am  ehesten  durch 
eine Beendigung des Krieges gewährleistet. 

Am 31. März hat die NATO den Kriegs-
einsatz von der „Koalition der Willigen“ über-
nommen. An diesem Tag bezifferte das briti-
sche Außenministerium die Zahl der bis da-
hin Getöteten auf 1.000 Menschen. Zwei Mo-
nate später gab der Berichterstatter der UN-
Menschenrechtskommission die Zahl der Ge-
töteten schon mit 10.000 bis 15.000 an. Die 
Zahl  der  Flüchtlinge  hat  sich  seit  dem  19. 
März auf über eine Million Menschen vervier-
facht.  Das  bedeutet  zweierlei:  Erstens  hat 
das  militärische  Eingreifen  der  NATO nicht 
zur Beendigung des Krieges geführt, sondern 
zu  seiner  Ausweitung,  und  zweitens  tragen 
NATO  und  Rebellen  durch  ihre  Verhand-

lungsverweigerung die Hauptschuld an die-
ser Eskalation. 

Cameron,  Obama und Sarkozy haben 
öffentlich  bekannt  gegeben,  dass  sie  den 
Krieg bis zum Sturz Gaddafis weiterzufüh-
ren  gedenken,  obwohl  die  UN-Resolution 
eine Entmachtung Gaddafis nicht vorsieht. 
Schon  lange  vor  der  UN-Resolution  hatte 
Sarkozy bereits den Sturz Gaddafis als Ziel 
genannt,  Obama und  die  EU-Regierungs-
chefs  haben  Gaddafis  Rücktritt  gefordert. 
Wir sagen:  Die behauptete  „Schutzverant-
wortung“  der  Kriegsallianz  ist  lediglich  ein 
Vorwand, um in Libyen ein „regime change“ 
gewaltsam herbeiführen zu können. 

Welche Motive treibt, welche ökonomi-
schen und geostrategischen Interessen ver-
folgt  die  NATO-Allianz  mit  ihrem  kriegeri-
schen Eingreifen in Libyen? 

Erstens: Eine neue, neoliberal  ausge-
richtete libysche Regierung befreit die west-
lichen Erdöl- und Erdgaskonzerne von den 
Verträgen  mit  Gaddafi,  die  dem  Regime 
durchschnittlich 89 Prozent der Einnahmen 
zuführten.  Die  nachgewiesenen  Erdölres-
sourcen sind doppelt  so hoch wie die der 
USA. 

Zweitens: Eine neue Regierung, die in 
der  Schuld  ihrer  westlichen Schutzmächte 
stünde,  eröffnet  multinationalen  Wasser-
konzernen die Möglichkeit, sich an der Ver-
marktung des noch in Staatsbesitz befindli-
chen Nubischen Aquifer zu beteiligen. Die-
ses größte Frischwasserreservoir der Welt 
unter  der  libyschen  Wüste  ermöglicht  die 
komplette  Wasserversorgung  des  Landes 
mit einer Reichweite von ca. 5.000 Jahren. 
Der  Wert des  Wassers  liegt  beim Fünffa-
chen des Werts des Erdöls und Erdgases. 

Drittens: Mit der Beseitigung Gaddafis 
verschwindet ein wichtiger Motor der afrika-
nischen  Einigung,  die  auf  eine  ökonomi-
sche Selbständigkeit  des  schwarzen  Kon-
tinents abzielt - unabhängig vom internatio-
nalen  Währungsfonds  und  den  Petrodol-
lars. 

Viertens: Darüber  hinaus  könnte  eine 
westlich  orientierte  neue  libysche  Regie-
rung helfen,  den Einfluss Chinas in Afrika 
zurück zu drängen. China investiert in Liby-
en mehr als in den anderen afrikanischen 
Staaten.  Der Westen sieht  in  der  chinesi-
schen Konkurrenz eine Bedrohung des ei-
genen  Einflusses  und  der  Profitquellen 
westlicher Konzerne. 

Fünftens: Eine prowestliche Regierung 
in  Libyen  eröffnet  für  Großbritannien  und 
die USA die Möglichkeit, wieder – wie unter 
der  Herrschaft  des  libyschen  Königs  vor 
1969 – Militärstützpunkte einzurichten. 

All diesen Zielen steht Gaddafi im Weg. 
Das macht ihn nicht zu einem Freund der 
Friedens-  oder  Menschenrechtsbewegung. 
Er bleibt ein mit diktatorischen Befugnissen 
ausgestatteter  Machthaber.  Nur:  Das  darf 
nach  dem  geltenden  Völkerrecht  kein 
Grund  für  eine  kriegerische  Intervention 
sein.  

Die Beseitigung Gaddafis setzt die ge-
waltsame  Einnahme  der  libyschen  Haupt-
stadt voraus. NATO und Rebellen bereiten 
sich auf einen Angriff auf die zwei Millionen 
Einwohner zählende Agglomeration Tripolis 
vor. Schon jetzt häufen sich die Vorfälle, bei 
denen Zivilpersonen durch NATO-Bomben 
und –Raketen getötet und verletzt werden. 
Das  sind  die  „bedauerlichen“  Kollateral-
schäden.  Die Scheinheiligkeit  der  behaup-
teten „Schutzverantwortung“ der NATO wird 
offenkundig,  wenn sie in Tripolis  ein Blut-
bad  anrichtet.  Rühmte  sich  die  NATO im 
Falle Bengasis damit,  durch ihr  Eingreifen 
ein „drohendes Massaker“ verhindert zu ha-
ben, so bereitet sie in Tripolis selbst eines 
vor.  

Wir  fordern  Bundesaußenminister  Dr. 
Guido  Westerwelle  auf,  seinen  Vorsitz  im 
UN- Sicherheitsrat ab Juli dafür zu nutzen, 
entsprechend der UN-Resolution 1973 eine 
„sofortige Waffenruhe“  in Libyen herbeizu-
führen.  Deutschland  kann  darüber  hinaus 
im NATO-Rat ein Veto gegen das kriegeri-
sche Vorgehen des Militärpakts einlegen (in 
der NATO müssen militärische Maßnahmen 
einstimmig beschlossen werden). Stattdes-
sen  beteiligen  sich  Politiker/innen  aus 
CDU/CSU, FDP, SPD und Grünen an Ge-
dankenspielen, die Bundeswehr zur „Siche-
rung“ einer neuen Regierung und zur „hu-
manitären Hilfe“ in den Libyenkrieg zu ent-
senden. 

Die Friedensbewegung bleibt bei 
ihren Forderungen: 

Der  NATO-Krieg  gegen  Libyen 
ist völkerrechtswidrig und muss so-
fort beendet werden. 

Der  Westen  soll  die  Rebellen 
dazu  drängen,  einem  Waffenstill-
stand und anschließenden Verhand-
lungen mit der libyschen Regierung 
zuzustimmen. 

Die  Vereinten Nationen und die 
Afrikanische  Union  sollen  sich  als 
Vermittler  in  dem internen Konflikt 
Libyens zur Verfügung stellen. 

Die Bundesregierung soll bei ih-
rem NEIN zu einer Kriegsteilnahme 
bleiben und sowohl in der NATO als 
auch  im  UN-Sicherheitsrat  dafür 
werben.   
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